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REDAKTION UND ADMINISTRATION 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt | Sud für intelligente 1Sjährige Tochter aus gutem Hause mit 


Nachfrage. 


ie Konsumgenossenschaft Arosa und Umgebung ist in der 

Lage, auf 1. Oktober 1918 einen Verwalter anzustellen. 
Verlangt werden gute kaufmännische Bildung, nebst gründlicher 
Kenntnis der Kolonialwarenbranche und event. der Schuhwaren- 
branche. Bewerber, die sich über erfolgreiche Leitung yon 
Konsumvereinen ausweisen können, erhalten nähere Auskunft 
durch den Vorstand der Konsumgenossenschaft Arosa (Graub.) 


ie Stelle des Buchhalter-Kassiers des Konsumvereins 

Frauenfeld und Umgebung ist neu zu besetzen mit An- 
tritt auf 1. Juli 1918. Anfangsgehalt Fr. 3600.—. Bewerber, die 
sich über gute kaufmännische Bildung ausweisen können, wollen 
ihre Anmeldung bis 22. Mai schriftlich an den Präsidenten der 
Verwaltungskommission leiten. 


[rfolge Rücktritt des bisherigen Inhabers sucht die Allg. Kon- 
sumgenossenschaft Grenchen (Solothurn) mit Eintritt auf 
Mitte Juli einen tüchtigen, selbständigen Verwalter. Offerten 
mit Angabe des Bildungsganges, des Alters und der bisherigen 
Tätigkeit sind bis zum 15. Mai dem Präsidenten Herrn Oskar 
An- 


Kessler, Visiteur, einzureichen, welcher auch über die 


stellungsverhältnisse nähere Auskunft erteilen wird. 


Gesucht 


für grösseres Unternehmen einen 


Lebensmittelverwalter 
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Bewerber, welche mit der Buchführung vertraut 
und gute Materialkenntnisse besitzen, belieben 
ihre Offerte mit Angabe der Gehaltsansprüche 
und Zeugniskopien unter Chiffre O.F. 3160 Z an 


a Orell Füssli-Annoncen Zürich, Bahnhofstr. 61 


Angebot. 
Tiger, selbständiger, solider Bäcker sucht dauernde An- 
stellung. Zeugnisse vorhanden. Offerten unter Chiffre 
L. A. 119 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


vierjähriger Be zirksschulbildung, die neben der deutschen 
auch die französische Sprache beherrscht, Stelle als Laden- 
lehrtochter. Der Eintritt könnte nach Belieben erfolgen. 


Offerten erbitte an A. Müller, Lehrer, Kaiseraugst (Aargau). 


Las ähriger, selbständiger Konsum-Bäcker (St. Gallen) 
wünscht seine Stelle zu ändern. Öfferten unter Chiffre 
A. L. 121 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Gesucht per September oder später von kautionsfähigen, 
tüchtigen, in der Lebensmittel-, Mercerie- und Schuhwaren- 
branche erfahrenen Geschäftsleuten Stelle als Verwalter oder 
Verkäufer. Grosse Landortschaft wird der Stadt vorgezogen. 
Offerten unter Chiffre M.H.128 an den Verband "Schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


hal in jeder sparsamen 
küche einen Ehrenplaß 
undsollie daher in keiner 
Haushaltung fehlen. 


Buchdruckerei des V.S.R. 
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Wir empfehlen uns zur Anfertigung von 
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Memorandum 
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Genossenschaitliches Volksblatt. 


Die Milchpreiserhöhung 
im Nationalrat. 


x Am Dienstag morgen nalım der Nationalrat 
die Frage der Milchpreiserhöhung in Angriff, um die 
Debatte am Mittwoch nachts halb zwölf Uhr zu 
beendigen. Gegen dreissig Redner sind in die Arena 
getreten, wobei etwa ein Dutzend Anträge nieder- 
gelegt wurden. 

Aus der letzten Nummer kennen die Leser des 


«Schweiz. Konsum-Vereins» den Beschluss des 
" Ständerates. Die nationalrätliche Neutralitäts- 
kommission hat ihn durch ihre Mehrheit im all- 


gemeinen akzeptiert, im besondern aber die Aende- 
rung beantragt, dass der Kreis der Notstands- 
berechtigten mit Rücksicht auf das Steigen der 
Teuerung erweitert werden sollte. Die Minderheit 
(die Sozialdemokraten Grimm, Graber und Greulich) 
stimmte der Mehrheit inbezug auf die Erklärung zu, 
die sagt, der Bund übernehme zur Förderung und 
Vermehrung der Milchproduktion für den unmittel- 
baren Konsum in Verbindung mit den Kantonen die 
Erhöhung des gegenwärtig den Produzenten zu- 
kommenden Milchpreises als Produktionsprämie. Die 
Erwähnung dieser von den Sozialdemokraten unter- 
stützten Deklaration ist darum wichtig, weil sie alles 
das widerlegt, was vor einigen Wochen von sozial- 
demokratischen Blättern gegen die Haltung der 
Konsumentenvertreter im Sinne einer Anklage ge- 
schrieben wurde. 

Die sozialdemokratische Minderheit der Neu- 
tralitätskommission hat dann daran festgehalten, dass 
der erhöhte Milchpreis ganz zu Lasten des Bundes 
und der Kantone zu übernehmen sei. Sollte dieser 
Antrag abgelehnt werden, so müsste für die Not- 
standsberechtigten die Einkommensgrenze um 60 Fr. 
auf jeder Position erhöht werden. Ein freisinniges 


Mitglied der Kommission, Herr Jäger, stellte den An- 


trag, der Bund solle alle Mehrausgaben übernehmen, 
die eine über 34 Rappen hinausgehende Erhöhung des 
Milchpreises für die Verbraucher mit eigenem Haus- 
halt zur Folge hat. 

In die Nachbarschaft dieser Antragsteller trat 
der Vizepräsident der Verwaltungskommission des 
V.S.K. Dr. Schär stellte nämlich folgenden Antrag: 

I. Der Bundesrat wird eingeladen, in Anerkennung und Aus- 
führung des Grundsatzes, dass angesichts der eingetretenen und 
weiterhin bevorstehenden starken Verteuerung der Lebens- 
haltung Beiträge aus öffentlichen Mitteln zur billigen Abgabe 
von Lebensmitteln an die gesamte Bevölkerung der Schweiz 
geleistet werden dürfen, 

die Milchversorgung des Landes für die Monate Mai bis 
Oktober 1918 nach Massgabe folgender Wegleitung durch- 
zuführen: 

1. Die Preiserhöhung der Konsummilch, die zwecks Sicherung 
der Versorgung der nicht als Selbstversorger in Betracht kom- 
menden Bevölkerung ab I. Mai eintritt, wird von der Bundes- 
kasse übernommen bezüglich einer Menge von höchstens einem 
halben Liter pro Kopf und Tag grössere Rationen für Kinder, 
Kranke und Greise vorbehalten —, wobei es dem Bundesrate 
freisteht, einen Teil der hieraus erwachsenen Auslagen, jedoch 
höchstens einen Drittel, den Kantonen zu überbinden. 

2. Gleich Antrag Kommissionsmehrheit.*) 

3. Zur Deckung der Ausgaben, die dem Bunde aus der in 
Ziffer I hiervor aufgestellten Verpflichtung erwachsen, sind in 
erster Linie usw., gleich Kommissionsmehrheit.*) 

II. Gleich Antrag Kommissionsmehrheit.*) 


Zu diesen hauptsächlichsten Anträgen gesellten 
sich dann noch zahlreiche Nebenanträge, die wir mit 
Rücksicht auf den begrenzten Raum auch der 
«Schweiz. Konsum-Verein» muss sich der Papier- 
kontingentierung unterziehen — nicht im Wortlaut 
wiedergeben können. Bemerkt sei, dass einige dieser 
Anträge die Rappenverteilerei auf Bund und Kantone 
zugunsten der letzteren erledigen wollten. Die 
Herren Rothenberger und Konsorten verlangten das 
Verbot der Kälber- und Schweinemast durch Voll- 
milch, die Einschränkung des Exportes von Milch- 
produkten, strenge Bestrafung bei Ueberschreitung 
der Höchstpreise für Butter und Käse. Ein Antrag 
des Demokraten Weber aus St. Gallen wollte, dass 


) Siehe letzte Nummer des «Schweiz. Konsum-Verein». 
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der Bund die Milchpreiserhöhung für alle Personen 
übernehmen solle, deren Gesamteinkommen aus Er- 
werb und Vermögen Fr. 7000.— per Jahr nicht über- 
steige. 

Damit ist ungefähr skizziert, was an Forderungen 
zur Milchpreiserhöhung geltend gemacht wurde. Eine 
etwa dutzendfache Abstimmung hat am Donnerstag 
morgen mit ihnen soweit aufgeräumt, dass nur noch 
die Mehrheitsanträge übrig blieben, denen die grosse 
Sanktion beschieden war, indem der Nationalrat mit 
134 gegen 19 sozialdemokratische Stimmen für sie 
manifestierte. 

Am Ende der Rappenschlacht angelangt — es 
handelte sich ja nicht um die Frage der Milchpreis- 
erhöhung schlechthin, sondern darum, wie hoch oder 
niedrig die Rappenbeiträge aus Öffentlichen Mitteln 
sind —, ist noch ein Rückblick auf die Debatte im 
Nationalrate angezeigt. Dabei kann es sich allerdings 
nicht darum handeln, den Erörterungen auf Schritt 
und Tritt zu folgen, denn erstens wäre dazu, wie 
schon angedeutet, der verfügbare Raum nicht aus- 
reichend, und zweitens war von dem Gesprochenen 
vieles weder neu noch wichtig. Wir begnügen uns 
also damit, einige Momente hervorzuheben. 

Schon das Referat des Berichterstatters Eduard 
Scherrer, des Präsidenten des Städteverbandes, war 
Zeugnis dafür, dass die Auffassungen über Preis- 
fragen innerhalb einiger Wochen sich wandeln 
können. In der Märztagung hat Herr Scherrer näm- 
lich sehr eindringlich die Notwendigkeit der Ueber- 
nahme der ganzen Milchpreiserhöhung durch den 
Bund befürwortet. Er hat ferner nach dem Bekannt- 
werden des ablehnenden Beschlusses ein Telegramm 
nach Bern geschickt, das die Wiedererwägung des 
verhängnisvollen Entscheides verlangte. Jetzt war 
er der Bittende für Annahme des 36 Rappen-Kom- 
promisses. So sehr die ganze Uebernalıme der 
Preiserhöhung notwendig wäre — der Einigkeit der 
Eidgenossen zuliebe müssen die Konsumenten ein 
weiteres Opfer durch Bezahlung eines Milchpreises 
von 36 Rappen bringen. Den Bedrängtesten könne 
ja durch Erweiterung des Kreises der Notstands- 
berechtigten noch Linderung gebracht werden. Im 
Laufe der Debatte revidierten dann die Herren Forrer 
und Hirter, die im März mit beredten Worten die 
volle Tragung der Preiserhöhung durch den Bund 
gefordert haben, ihre Meinung auf 36 Rappen hinauf. 
Nach diesem Zurückweichen der einflussreichsten 
Freisinnigen war kaum noch zu erwarten, dass eine 
grössere Leistung des Bundes und der Kantone er- 
reicht werden konnte. 

Immerhin sind auch von bürgerlichen Vertretern 
noch Anträge gestellt worden, die mehr den Konsu- 
mentenbedürfnissen als den Kompromissbestrebungen 
dienen wollten. Da ragte der Antrag des Herrn Jäger 
hervor, der auf 34 Rappen abstellen wollte, und zwar 
in der weitgehenden Weise, dass dieser Ansatz auch 
für eine allfällige Milchpreiserhöhung im Herbste 
gelten sollte. Neben der rein materiellen Bedeutung 
wollte der Antrag Jäger noch die gefährlichen Kon- 
sequenzen vermeiden, die der Mehrheitsantrag wie 
auch der sozialdemokratische Minderheitsantrag 
bringen könnten, weil darin die Gewährung einer 
Produktionsprämie versprochen wird. Produktions- 
prämien könnten, meinte der Antragsteller, unter 
Umständen auch zu Exportprämien oder andern Auf- 
munterungsleistungen des Staates an Private führen, 
woraus schädliche Folgen für die Konsumenten ent- 
stehen müssten. 

Der Antrag von Dr.Schär lehnte die Produktions- 
prämie ebenfalls ab. Im Grunde genommen ‚hätten 


die Produzenten alle Ursache, sich dieser Art von 
Vergünstigung zu schämen; sei die Preiserhöhung 
gerechtfertigt, so sei sie verdient und stelle in diesem 
Falle keine Prämie dar. Man gebe also mit einer 
solchen Fassung dem Bundesrat ein Rätsel auf, das 
er nicht zu lösen vermöge. Ueberhaupt sei der Kom- 
promiss innerlich unwahr, so dass der Konflikt der 
gleichen Frage wegen über kurz oder lang wieder 
ausbrechen werde. In den letzten Monaten hätten die 
Lebensmittel wieder eine bedeutende Preissteigerung 
erfahren. Wenn man frage, was geschehen soll, so 
dürfe die Antwort nicht sein, dass die Notstands- 
karten das Allheilmittel sein müssen. Die Staats- 
ordnung werde durch allgemeine Preistragung durch 
den Staat nicht gefährdet. Die Kriegsländer tragen 
gewaltige Ernährungslasten, und auch bei uns meldet 
sich dafür ein starkes Bedürfnis, wie einige sehr scharf 
gehaltene Artikel aus Mittelstandsblättern beweisen. 
Ein feststehendes Prinzip könne es nicht geben, wo 
die Notlage unabweisbare Forderungen stelle. Wenn 
der Bund jetzt nicht eingreife, so würden die Be- 
gehren sich in den Kantonen zeigen und ein Ende des 
Koniliktes könne dann schwerlich erzielt werden. Die 
Rationierung- müsse mit dem 1. Mai einsetzen und 
eine möglichst gleichmässige Verteilung bewirken. 
Der Verlauf der Aktion habe bewiesen, dass es nicht 
die Konsumentenvertreter waren, die am Hinaufgehen 
des Milchpreises mitschuldig sind, wie von ver- 
schiedenen Seiten zwar läppisch aber doch beharrlich 
behauptet wurde. 

Vom Bundesratstische aus liessen sich wie in 
der letzten Woche im Ständerat die Herren Motta 
und Schulthess vernehmen. Während der erstere 
den Staatsfinanzen das erste Recht einräumte, stellte 
der letztere die Erhaltung der Volkskraft und die 
Erhaltung des Vertrauens zum Bunde in den Vorder- 
grund. Die bundesrätlichen wie alle andern Reden 
dürften durch die Tagespresse so weit bekannt ge- 
worden sein, dass wir sie nicht weiter zu erwähnen 
brauchen. War in ihnen manches Ueberflüssige, 
Nebensächliche und Unsachliche enthalten, so darf 
der Gesamteindruck doch als ein guter bezeichnet 
werden: die Bedürfnisse der Konsumenten sind deut- 
licher als je konstatiert worden, und man wird sie 
in Zukunft durch die zuständigen Stellen besser 
respektieren. Diesmal haben beide Teile des Bundes- 
rates, d. h. seine Mehrheit wie seine Minderheit. 
Recht bekommen, indem die Parlamente den Kom- 
promiss wählten. Ein zweitesmal liesse sich ein 
solcher Ausweg kaum wieder finden. Wer das meiste 
aus dem Vorgang zu lernen hat, das ist die bundes- 
rätliche Mehrheit, denn sicher liegt zutage, dass ihr 
Verhalten mehr das Verzeihen als die Billigung des 
Nationalrates -fand. Und dann sollten auch die 
Milchproduzenten aus den Vorgängen eine Mahnung 
schöpfen; immer werden sie mit der Erhöhung ihrer 
Ansprüche nicht so leicht durchkommen wie diesmal, 
wo man sie fast widerspruchslos billigte.e Das Er- 
fordernis der Zeit heisst Opfer bringen durch die All- 
gemeinheit wie durch einzelne Bevölkerungskreise, zu 
denen auch unsere Lebensmittelproduzenten gehören 


müssen. 
a 


Und was sagen die Händler-Führer dazu? 


Die Polemik. in der «Schweiz. Gewerbe-Zeitung» 
über die Frage, ob die Gewerbetreibenden Einkaufs- 
genossenschaften gründen sollen oder nicht, wird 
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fortgesetzt. In No. 14 schreibt ein Befürworter der 
Einkaufsgenossenschaften u. a.: «Es ist ja eine be- 
kannte Tatsache, dass die grössten Geschäfte nur 
dadurch den kleineren «vor» sind, weil sie im 
grossen einkaufen können, und diese Grossen kaufen 
eben nicht beim Wiederverkäufer, sondern direkt, 
d. h. beim Fabrikanten, und werden deshalb nicht als 
Konsümler hingestellt, sondern als gute Geschäfts- 
leute, die nicht der Katz den Schmer abkaufen. Und 
weil der Kleinhandwerker das nicht kann, oder doch 
nicht zu den gleichen Bedingungen wie derjenige, der 
grosse Quantitäten einkaufen kann, darum müssen 
sich eben viele Kleine zusammentun und gemeinsam 
einkaufen. 

Lange genug hat der Handwerker 
denHändlerreich gemacht, wer willes 
ihm nun ernstlich verdenken, wenn er 
eine Warenvermittlungsstelle, die er 
niegerufenhat, ausschaltet und dort ein- 
kauft, wo er nicht mithelfen muss, einen grossen 
Stab und Apparat zu erhalten, der ihm nichts nützt. 
Haben ie die Händler Rücksichten ge- 
nommenaufdie Handwerker?... Haben 
diese Leute je daran gedacht, oder sich ein Gewissen 
daraus gemacht, dass sie mit ihrer Handlungsweise 
den Handwerkerstand schwer schädigen? Gott be- 
wahre, die Hauptsache war und ist heute noch immer 
— oder mehr denn ie dass dabei Geld verdient 
wird.» 

Der Handwerker, der so schreibt, ist natürlich 
ebenfalls ein geschworener Feind der Konsumvereine 
— wenigstens äusserlich. Wer weiss, wenn wir ihn 
näher betrachten könnten, würde er sich vielleicht 
noch als ein gut kaufendes Konsumvereinsmitglied 
entpuppen? Was beweist uns das aber? 

Glauben die Gewerbetreibenden wirklich, dass 
nur sie den Händler unnütz bereichern, dass der 
Händler nur auf sie keine Rücksichten nimmt und nur 
an ihnen Geld verdienen will — und zwar dermassen 
viel, dass die davon Betroffenen sich nicht nur ent- 
rüsten dürfen, sondern sich auch dagegen wehren 
müssen? 

Nein, und tausendmal nein, auch der Konsu- 
ment leidet ganz allgemein unter diesen Verhält- 
nissen, und weil der Gewerbetreibende kein Sonder- 
recht irgendwelcher Art besitzt, so haben auch die 
Konsumenten ein unantastbares Recht, sich 
gegen die Uebelstände im Handel zu wehren, «eine 
Warenvermittlungsstelle, die sie nie gerufen haben, 
auszuschalten». Weil der einzelne Konsument zu 
schwach ist, um gegen den organisierten und auch 
unorganisierten Händlerstand aufzukommen, müssen 
sich eben viele kleine Konsumenten zusammentun und 
gemeinsam handeln; dadurch helfen sie sich nicht 
nur selbst, sondern sie dienen auch dem wirtschaft- 
lichen Fortschritt. 

Haben die Konsumenten ein Recht, sich gegen 
den Handel zu organisieren, so gilt das gleiche auch 
für die Produktion, die von den gleichen Profitiehlern 
behaftet ist, wie der Handel. 

Der Gewerbetreibende als Rohstoffkäufer und 
als Nahrungsmittelkonsument ist ein Gegner des 
Handels, daher gründet er Einkauisgenossen- 
schaften und tritt in grosser Zahl den Konsum- 
genossenschaften als Mitglied bei. 

Als Produzent dagegen ist er aus Profitegoismus 
en Gegner der produzierenden Konsum- 
genossenschaft. 

Darin liegt der Widerspruch der genossen- 
schaftlichen Mittelstandspolitik. Diese Widersprüche 
können nur durch die rein genossenschaftliche Wirt- 


schaftsgemeinde behoben werden, deren Kristallisa- 
tionszentrum die produzierende Konsum- 
genossenschaft ist. 


Konsumgenossenschaftliche Probleme 
nach dem Kriegsende. 


(Schluss.) 


Gibt es überhaupt eine Arbeiterfrage 
Konsumgenossenschaften? 

In der Tat, es gibt eine solche, wenn sie auch 
nach meiner Ansicht verschwinden müsste, wenn ein- 
mal beim letzten Arbeiter, aber auch beim letzten 
genossenschaftlichen Behördemitglied das Wesen 
der Konsumgenossenschaft klar erkannt und be- 
griffen würde, so dass die Missverständnisse, welche 
die «genossenschaftliche Arbeiterfrage» erzeugt hat, 
beseitigt würden. 

Nationalrat Hermann Greulich erklärte als 
Alterspräsident des neugewählten Genossenschafts- 
rates des Lebensmittelvereins Zürich: «Mit dem 
Wachstum der Gewerkschaften hat sich auch in den 


in den 


_ Genossenschaften eine Arbeiterirage entwickelt, die 


heute von grosser Bedeutung ist und die, wenn nicht 
von beiden Seiten Verständnis gezeigt wird, die Ge- 
nossenschaften in schwere Gefahr bringen kann.»') 

Genossenschaften und Gewerkschaften sollten, 
wenn auch erstere an ihrer politischen und konfessio- 
nellen Neutralität festhalten, stets Freunde sein;?) 
denn beide treten in erster Linie für gleiche Ideale 
ein, nämlich für die wirtschaftliche Freiheit des 
ganzen Volkes.”) Die Genossenschaften anerkennen 
durchaus die gewerkschaftliche Organisationsfreiheit 
auch des genossenschaftlichen Arbeitspersonals, und 
es ist wohl denkbar, dass über einzelne Fragen 
Meinungsdifferenzen entstehen können, aus welchen 
es aber niemals einen Kampf geben sollte, durch 
welchen nur beide Teile geschädigt werden müssen. 

Auch hierüber äussert sich Nationalrat Greulich 
wie folgt: «Innerhalb der Genossenschaft kann es 
einen Klassenkampf nicht geben.*) 

Und dennoch sind Ansätze dazu vorhanden. Die 
Gewerkschaften sind notwendige Kampforganisa- 
tionen, hervorgerufen durch die kapitalistische Wirt- 
schaftsorganisation, die im Gegensatz steht zu den 
Interessen der Arbeiterschaft. 

Auf diesem Boden ist der Kampf bis zu einem 
gewissen Grade notwendig. Ganz anders bei den 
Konsumgenossenschaften. Sie beruhen auf dem 
Konsumenteninteresse, das nicht im Gegensatz zu den 
Interessen der Arbeiter steht. Der genossenschait- 
liche Arbeiter ist zudem als Konsument und Mitglied 
der Genossenschaft Mitbesitzer des Betriebes, auf 
alle Fälle aber Diener in einem Betriebe, der der 
Allgemeinheit dient und nicht dem Profitinteresse 
eines privaten Unternehmens. 

Hier kann es im Ernste keine Gegensätze geben, 
die zum Kampfe, zum gewerkschaftlichen Klassen- 


1) Vgl. «Schweiz. Konsum-Verein» No. 28, 1917. 

2) Vgl. A. von Elm: Gewerkschaften, Genossenschaften und 
Volksfürsorge. Hamburg 1914. S. 14. 

3) Ist es nicht eine Vermessenheit, vom Weltfrieden zu 
träumen, wenn nicht einmal zwei Organisationen in relativ 
engem Raum, die beide z. T. für gleiche Ideale wirken, unter 
sich den Frieden wahren können? 

+) Vgl. «Schweiz. Konsum-Verein» No. 4, 1915. 
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kampf führen müssen. Die Konsumgenossenschaften 
sind ihrem innersten Wesenskerne nach rein sozia- 
listische Wirtschaftsbetriebe.') In der sozialistischen 
Wirtschaft sind aber die im kapitalistischen Klassen- 
staat notwendigen Klassengegensätze nicht mehr vor- 
handen, und wo keine Kampfklassen mehr vorhanden, 
sind auch Klassenkämpfe undenkbar”); damit ver- 
treten wir keineswegs etwa die irrige Ansicht, im 
Sozialstaat werde überhaupt jegliche soziale Schich- 
tung verschwinden. In ieder Organisation muss es 
Führer, Leiter geben, deren Führung sich die grosse 
Masse freiwillig unterordnet. 

Die Stellung der Genossenschaftsbehörden gegen- 
über den genossenschaftlichen Arbeitern und An- 
gestellten ist daher gegeben. Im eigenen Interesse 
müssen die von der Gesamtheit der Genossenschaiter 
delegierten Behörden das Streben ihrer Arbeiter und 
Angestellten zwecks Erreichung unserer sozialwirt- 
schaftlichen Ziele nach Kräften unterstützen und be- 
müht sein, aus eigener freier Entschliessung die 
aufgestellten prinzipiellen Forderungen in den ge- 
nossenschaftlichen Betrieben mehr und mehr. zu ver- 
wirklichen. Die Arbeitsireudigkeit muss geweckt und 
gefördert werden, sie ist beim Gemeinschaftsbetrieb 
unerlässlich.’) 

Grundsätzlich sind anzuerkennen die Verkürzung 
der Arbeitszeit, da die Arbeitsintensität dadurch 
wächst; Lohnerhöhungen sind zum Teil notwendig 
in Verbindung mit anderen sozialen Vorteilen, aber 


wohlverstanden alles im Rahmen und in den Grenzen ' 


des Erreichbaren. Die Konsumvereine sind Oasen in 
der Wüste des kapitalistischen Wirtschaftssystems; 
sie müssen im Interesse der organisierten Konsu- 
menten und nicht zuletzt auch im Interesse der ge- 
nossenschaftlichen Arbeiter konkurrenzfähig bleiben 
und es darf nicht versucht werden wollen, aus falsch 
verstandenem Idealismus der Privatkonkurrenz um 
Jahrzehnte vorauszueilen und Forderungen zu be- 
willigen, welche die Gewerkschaften bei privaten 
Unternehmungen nicht einmal zu stellen wagen. Die 
genossenschaftlichen Arbeitslöhne dürfen auf keinen 
Fall die Reserven fressen, das würde die Zukunft 
unserer Bewegung vernichten. 

Die Gewerkschaften begehen den Konsum- 
genossenschaften gegenüber da und dort, wohl un- 
bewusst, einen verhängnisvollen Fehler, wenn sie die 
für die kapitalistischen Betriebe heute noch not- 
wendige gewerkschaftliche Klassenkampftaktik auf 
die genossenschaftlichen Betriebe anwenden;*) da- 
durch wird eine künstliche Gegnerschaft erzeugt und 
in den sozialistischen Embryo ein Fremdkörper ein- 
geimpft, der grossen Schaden erzeugt.’) Unter solchen 


') Die Genossenschaft als Organisation ist ihrem innern 
Wesen nach sozial, nicht, wie der Handel, individualistisch. 
Sozial aber sind nur die Interessenbeziehungen der Menschen 
zu einander, nicht die Interessen der einzelnen als solche, (Stau- 
dinger.) 

% Vgl. Dr. H. Müller: 
Neutralitätsprinzip. 

°) Vgl. A, von Elm: Konsumgenossenschaften und Gewerk- 
schaften, 1907, S. 29 ff, 

‘) Vgl. Mutschler: Das genossenschaitliche Arbeitsverhältnis. 
Soz. Monatsschrift 1915, S. 894 ff, 

°) Wie sehr heute schon in weiten Kreisen der genossen- 
schaftlichen Arbeiterschaft die Gesinnung vergiftet worden ist, 
so dass eine genossenschaftliche Betrachtungsweise der Tat- 
sachen bereits unmöglich geworden ist, zeigt die nachfolgende 
Stelle einer Abhandlung, betitelt: «Die Organisation der Ge- 
nossenschaftsangestellten», die wir dem «Filialleiter» (Hamburg) 
entnehmen, in welcher die bekanntlich mustergültigen Arbeits- 
bedingungen in den Produktionsabteilungen der Gross-Einkaufs- 
Gesellschaft (G.E.G.) deutscher Konsumvereine in Hamburg 
folgendermassen glossiert werden: «Die Arbeiterschaft und die 
Handlungsgehilfen, namentlich in den G.E. G.-Betrieben, fühlt 
sich genau so entrechtet, beherrscht, ausgebeutet und nur als not- 


Die Klassenkampftheorie und das 
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Verhältnissen werden z. T. Forderungen gestellt, die 
dem genossenschaftlichen Unternehmen und in letzter 
Linie auch den genossenschaftlichen Arbeitern zum 
Verderben werden müssen.') 

In gut geleiteten Genossenschaftsbetrieben, mit 
offenem sozialem Verständnis der Behörden, werden 
im allgemeinen. die leitenden Funktionäre im Ver- 
hältnis schlechter besoldet, wie die unteren An- 
gestellten und Arbeiter, und das ist gut so; es hilft 
mit zum notwendigen sozialen Ausgleich; aber diese 
Tendenz zu einer schablonenhaften Gleichmacherei 
auswachsen zu lassen, kann nicht ernsthaft diskutiert 
werden. ; 

Die Konsumvereine werden, oft mit Grössen 
verglichen, mit denen sie gar nicht zu vergleichen 
sind. Wenn z. B. irgendwo in einem Betriebe für eine 
bestimmte Kategorie von Arbeitern in einem Berufe, 
der heute noch nicht von den Konsumgenossen- 
schaften erfasst werden konnte, und welche eine ganz 
besondere Arbeit zu leisten haben, höhere Löhne be- 
willigt worden sind als in Konsumgenossenschaften 
zu gleicher Zeit bezahlt werden, da wird einfach er- 
klärt: «Genossenschaftsbetriebe müssen doch Muster- 
betriebe sein, deshalb müssen die Genossenschaften 
überhaupt mehr bezahlen, als von irgendeinem Privat- 
unternehmen auch unter diesen besonderen Verhält- 
nissen heute bezahlt wird.» 

Diese Argumentation ist falsch! Die Konsum- 
vereine können nur mit Krämerläden, die Konsum- 
genossenschaftsbäckerei nur mit Privatbäckereien, 
die Genossenschaftsschuhfabriken nur mit privaten 
Schuhfabriken verglichen werden, und auch dabei 
mit Betrieben, die in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
einander ungefähr gleichkommen., 

Gewiss — wenn man an das zu Gewährende den 
Masstab des Wünschenswerten legt, sind die Lohn- 
und Arbeitsverhältnisse in den Konsumvereinen auch 
noch keine idealen; die Genossenschaften sind aber 
erst kleine sozialistische Gebilde mitten in der Kapital- 
wirtschaft, sie sind daher noch keineswegs un- 
abhängig.”) Aber in der Tendenz der Konsum- 
genossenschaften liegt es, stets um eine Pferdelänge 
gegenüber den gleichartigen Privatbetrieben im Vor- 
sprung zu sein. 

Es liegt daher im Interesse der genossenschaft- 
lichen Arbeiter, sich gewerkschaftlich zu organisieren, 
aber nicht um in erster Linie auf die Genossenschafts- 
betriebe einen Druck auszuüben, sondern um Schulter 


wendiges Uebel behandelt und geduldet, wie das in privatkapi- 
talistischen Betrieben nicht schlimmer sein kann. 'Jenes Ideal, 
wie es die Arbeiterschaft bei Erweckung des Genossenschafts- 
gedankens erfasste, wird brutal erstickt. Die zutreffendste Be- 
zeichnung für diese Betriebe ist: «Genossenschaftskapitalismus». 
Das Gebaren des Genossenschaitskapitalismus in der Eigen- 
produktion der G.E.G. fordert den schärfsten Widerspruch 
heraus, ja es provoziert direkt zur Abwehr, zum proletarischen 
Klassenschutz.» 

) Forderungen werden oit im Namen der Demokratie ge- 
stellt und begründet, mit Rechten, ohne aber die Pflichten der 
Demokratie gegenüber zu berücksichtigen. In seiner neuen 
Schrift: «Soziale Wegnotwendigkeiten», ein Beitrag zur Kon- 
sumgenossenschaftstheorie, macht Prof. Dr. F. Staudinger über 
den Begriff der Demokratie (auch in der Konsumgenossenschaft) 
folgende treifende Bemerkungen: 1. In der Demokratie kon- 
frolliert die Gesamtheit, aber sie regiert nicht. Sie gibt nur die 
Richtlinien. Die Leitung führen stets einzelne Sachverständige, 
denen die übrigen im Dienste diszipliniert gehorchen. 2. Demo- 
kratie ist nur möglich, wo und soweit allverbindende gemein- 
schaftliche Interessen vorherrschen, also stärker auf den Willen 
wirken als Sonderinteressen. Wo letzteres der”Fall ist, kann 
nur Kampf und Herrschaft Einzelner oder einzelner Klassen 
bestehen, selbst wenn sie formell demokratisch wäre. 3. Die 
Einsicht in das Vorherige muss demgemäss genügend ent- 
wickelt sein, und ebenso die Disziplin. 

°) Vgl. A. von Elm: Gewerkschaften, Genossenschaften und 
Volksfürsorge, 1914, S. 12, 
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an Schulter mit den Arbeitsgenossen in den kapita- 
listischen Betrieben um bessere Arbeitsbedingungen 
zu kämpfen, auf dass die Genossenschaftsbetriebe 
gewissermassen automatisch ihrem Personal ent- 
gegenkommen können. 

Die Stellung des Genossenschaftsarbeiters zu 
seiner Genossenschaft darf keinKampfverhältnis sein, 
sondern sie muss ein Vertrauensverhältnis') dar- 
stellen. Der genossenschaftliche Arbeiter ist in der 
Genossenschaft in erster Linie nicht Arbeitskrait- 
verkäufer, wie beim Kapitalisten, sondern Diener der 
in der Genossenschaft organisierten Allgemeinheit.?) 

Sein Interesse — wie übrigens dasjenige aller 
Geirössenschaftsfiunktionäre — muss sich, ohne seine 
Persönlichkeit zu opfern, dem Allgemeininteresse 
unterwerfen; tut er es nicht, wie er es gegenüber dem 
Kapitalisten nicht tun kann und darf, so handelt er 
statt solidarisch egoistisch, also im eigentlichen Sinne 
kapitalistisch, und nicht genossenschaftlich oder 
sozialistisch. 

Wir sehen, Genossenschaftsarbeiter zu sein, ist 
nicht so leicht. Neben den Rechten, die uns allen 
zustehen, türmen sich die Pflichten auf, ja gesteigertes 
Pilichtgefühl?) wird für den wahren Genossenschafter 


4) Mutschler a. a. O. schildert die Entstehung des genossen- 
schaftlichen Arbeitsverhältnisses sehr klar und prägnant wie 
folgt: «Denken wir uns in die Zeit der Entstehung der Genossen- 
schaften, d. h. in das Milieu der Pioniere von Rochdale zurück. 
Unter dem Drang der wirtschaftlichen Not kamen diese armen 
Weber auf die Idee, durch gemeinsamen Einkauf der not- 
wendigsten Lebensmittel ihre Lage zu verbessern. Sie kauften 
die Waren im grossen, um auf diese Weise zunächst den Profit 
der Krämer und weiterhin auch den der Lieferanten und Fabri- 
kanten auszuschalten. Sie sagten sich: Je zahlreicher wir sind 
und je besser wir zusammenhalten, desto vorteilhafter gestaltet 
sich die Sache für jeden einzelnen. Anfangs wiegen sie selbst 
untereinander die Waren aus. Sobald die Genossenschaft auf 
eine gewisse Grösse angewachsen ist, halten sie es aber für 
zweckmässiger, einen aus ihrer Mitte berufsmässig mit dieser 
Arbeit zu! betrauen. Da es sich um gemeinsames Gut handelte, 
von dessen treuer Verwaltung nicht nur das Wohl jedes ein- 
zelnen, sondern überhaupt die Verwirklichung des gemeinsamen 
Befreiungsideals abhing, war es wohl selbstverständlich, dass 
sie hierzu nur solche Genossen wählten, die ihr vollstes Ver- 
trauen ’besassen. Diesen Genossen zahlten sie eine Ent- 
schädigung; denn von Lohn kann hier wohl nicht gut gesprochen 
werden, so wenig wie wir einem unserer Vereinskassierer Lohn 
zahlen. Die klein beginnende Familienwirtschaft, für die der 
Konsumladen sozusagen die gemeinsame Vorratskammer, das 
Kiüchenspind ist, vergrösserte sich stetig. Statt das Brot vom 
Privatbäcker zu beziehen, richtete sie sich eine eigene Bäckerei 
ein. Es müssen immer mehr Personen nicht nur zur Verteilungs- 
arbeit, sondern auch zur Erzeugung von Gebrauchsgütern ein- 
gestellt werden. Ich brauche wohl kaum zu sagen, dass die 
Mehrzahl unserer Konsumvereine ganz dieselbe Entwicklung 
durchgemacht hat. Inwiefern nun, frage ich, soll sich das 
Arbeitsverhältnis der an dem gleichen Befreiungswerk mit- 
arbeitenden Genossen durch die Grösse der (Genossenschaft 
ändern? Ob nur 1 oder 2 oder 100 oder 1000 Angestellte da 
sind, immer bleibt dieses Arbeitsverhältnis dasselbe. Immer ist 
und bleibt ihr Amt eine Verfrauensstellung, ein ihnen von ihren 
Arbeitskameraden iübertragenes Mandat, immer stehen sie in 
einem Treueverhältnis, das sie in dem Augenblick verraten, wo 
sie sich gegen diese (Gemeinschaft auflehnen, gegen sie eine 
Kampfstellung einnehmen; denn es ist ja klar, dass dann von 
einem Zusammenarbeiten zum Zweck der Verwirklichung des 
grossen gemeinsamen Befreiungswerks nicht mehr die Rede sein 
kann.» 


2) Wie anders das Arbeitsverhältnis in der Genossenschaft 
gegenüber dem Privatbetrieb ist, geht auch daraus hervor, dass 
in Wirklichkeit der Arbeitsvertrag des Genossenschaftspersonals 
kein Vertrag mehr ist zwischen Kapital und Arbeit, sondern ein 
Vertrag zwischen gleichgesinnten Personen. 


3) In der «Holzarbeiter-Zeitung» vom 2, März 1918 schreibt 
Nationalrat Platten in einem Artikel: «Die Fabrikbetriebe in 
Russland seit der Oktober-Revolution» u. a. folgendes: «Die 
Organisation der Arbeit setzt unter der Selbstverwaltung ein 
hohes Pflichtgefühl der Arbeiter voraus. Sie müssen nach ge- 
regelter Arbeitszeit, bei entsprechendem Lohn, zu hoher Arbeits- 
leistung und treuer Pflichterfüllung gegenüber dem Betrieb an- 
gehalten werden. Jede Lässigkeit würde sie in ihrer Gesamtheit 


zum Ehrenzeichen. In ietzter Linie ist das gesamte 
Genossenschaftswesen eine Erziehungsfrage, eine 
Schule fürs Leben. Auch diese Frage gehört zu den 
wichtigsten genossenschaftlichen Zukunftsproblemen, 
eine Frage aber, die wir heute nicht mehr berühren 
können. 


* * 
* 


Die Zeiten sind ernst und schwer, doch für uns 
Genossenschafter nicht ohne Verheissung. Noch 
lange nach Beendigung des Krieges wird das Pro- 
blem der Teuerung den arbeitenden Klassen grosse 
Sorgen bereiten. Die durch das Mittel der Gemeinde- 
betriebe geübte Fürsorge wird dann jedenfalls einmal 
in Wegfall kommen. Aber die Not erheischt hin- 
gebende Arbeit unserer Konsumgenossenschaften; ob 
diese Arbeit zum Segen der Menschheit werde, ist mit 
in unsere Hände gegeben. Lasst uns daher alle, mit- 
einander vereint, am gemeinsamen Werk — am Web- 
stuhl der Zeit wirken! -ch.- 


Kreiskonferenzen | E 


Frühjahrskonferenz des Kreises V des V.S.K. 
(Aargau) Sonntag den 28. April 1918 in Baden. Von 
den 49 aargauischen Konsumvereinen beschickten 39 
Vereine die Kreiskonferenz mit 74 Delegierten. Die 
Konsumgenossenschaft Kulm liess sich entschuldigen. 
Unentschuldigt fehlten die Delegationen folgender 
Vereine: Laufenburg, Lenzburg (Bäckereigenossen- 
schaft), Möhlin, Murgenthal, Niederlenz, Othmar- 
singen, Stilli, Uerkheim und Wallbach. Der Stadtrat 
von Baden delegierte an die Kreiskonferenz Herrn 
Stadtrat Surläuly. 

Um 10 Uhr eröffnete Herr Präsident Hunziker 
die Tagung mit einer kurzen Eröffnungsrede, in 
welcher er darauf hinwies, dass sich seit der letzten 
Kreiskonferenz die Verhältnisse inbezug auf die Ver- 
sorgung der Schweiz mit Lebensmitteln bedeutend 
verschärft haben und dass sich der V.S.K. alle Mühe 
gegeben habe, um die Vereine nach Möglichkeit zu 
versorgen. 

Als Stimmenzähler werden gewählt die Herren 
Wyss, Windisch, und Berz, Wettingen. Für die 
Prüfung des Protokolls über die letzte Kreiskonferenz 
in Brugg wurden bezeichnet die Herren Schmid, 
Gränichen und Müri, Turgi. Auf deren Antrag wird 
das Protokoll unter Verdankung an den Aktuar 
genehmigt. Hierauf erstattet Aktuar Berger den 
Tätigkeitsbericht des Kreisvorstandes pro 1917. Aus 
demselben ist zu entnehmen, dass der Kreisvorstand V 


aufs schwerste treffen. Es muss anerkannt werden, dass sich 
die Arbeiter der meisten Betriebe vollauf ihrer Pflichten bewusst 
sind. Durch das Verhalten des technischen und kaufmännischen 
Personals ist da und dort eine Erschütterung der Betriebs- 
führung eingetreten, doch versuchen die Arbeiter nicht ohne 
Geschick, sich dieser Störungen dadurch zu entledigen, dass 
sie selbst ihre füchtigsten Kräfte für diese Arbeitsleistungen 
abordnen.» 

Was hier Nationalrat Platten sehr richtig von der Not- 
wendigkeit eines «hohen Pilichtgefühls», von «hoher Arbeits- 
leistung und treuer Pflichterfüllung» schreibt, ohne welche die 
«Gesamtheit aufs schwerste getroffen würde», das trifft in 
gleichem Masse auf die Genossenschaftsbetriebe zu. 

Interessant ist nebenbei die Feststellung, dass als Ersatz 
für ausfallende technische und kaufmännische Kräfte die füch- 
tigsten Arbeiter abgeordnet werden müssen, ein Beweis dafür, 
dass. die technische Leitung eines Betriebes und die kauf- 
männische Bureauarbeit doch keine derart minderwert zu 
klassierende Arbeitstätigkeit ist, wie nach manchem Urteil inner- 
halb der Arbeiterschaft zu schliessen, angenommen werden 
müsste! 
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im Jahre 1917 in 11 Vorstandssitzungen die Geschäfte 
erledigte; ausserdem fanden eine ausserordentliche 
und zwei ordentliche Kreiskonferenzen statt. Aus 
dem Tätigkeitsbericht des Kreisvorstandes pro 1917 
geht hervor, dass letzterem durch die ausserordent- 
lichen Verhältnisse auch ganz ausserordentliche 
Arbeit zugefallen ist. 

Ueber die Rechnung referiert Herr Kreiskassier 
Schindler. Der Aktivsaldo per 28. April beträgt 
Fr. 1418.35. Auf Antrag der Herren Revisoren wird 
die Rechnung unter bester Verdankung an den 
Kassier genehmigt. 

Der Jahresbeitrag pro 1918 wird auf der gleichen 
Höhe wie im Voriahre, d. h. 8 Cts. pro Fr. 1000.— 
Umsatz, belassen. Die Sitzungsgelder des Kreis- 
vorstandes werden auf Antrag von Herrn Rechnungs- 
revisor Surläuly von Fr. 8.— auf Fr. 10.— erhöht. 
Bei Traktandum 6, «Wahl des Kreisvorstandes», 
lehnte Herr Vizepräsident Schweizer eine Wieder- 
wahl ab, da laut den Statuten des Kreises V die Mit- 
glieder des Kreisvorstandes nicht länger als zwei 
Amtsperioden dem Vorstande angehören dürfen. Er 
schlägt als Ersatz in den Kreisvorstand Herrn Gross- 
rat Müri in Turgi vor. Letzterer lehnt entschieden 
ab und betont, dass es für den Kreis von Vorteil sei, 
wenn der gegenwärtige Kreisvorstand, der die Ge- 
schäfte in den Kriegsiahren geführt habe, in globo 
wiedergewählt werde, was hierauf auch durch Ein- 
stimmigkeit erfolgt. Als Rechnungsrevisoren pro 1918 
werden die beiden bisherigen, die Herren Stadtrat 
Surläuly, Baden und Hegi in Villmergen bestätigt. 

Unter Traktandum 8 referiert Herr H. Rohr, 
Mitglied der Verwaltungskommission des V.S.K., 
über den Jahresbericht und die Rechnung des V.S.K. 
pro 1917. Er verweist auf die grosse Ausführlichkeit 
des Berichtes, dem eigentlich nichts mehr beizufügen 
ist. Die innere und äussere Entwicklung des Ver- 
bandes wurde auch im Jahre 1917 sehr gefördert. 
Sowohl der Umsatz wie die Zahl seiner Mitglieder 
haben sich in erfreulicher Weise vermehrt. Bei den 
Rechnungen wurden gegenüber den Voriahren einige 
formelle Aenderungen getroffen, um dieselben den 
Statuten anzupassen. Sodann wurde im Jahres- 
bericht zum erstenmal die Anzahl der berechtigten 
Delegierten eines jeden Verbandsvereins aufgeführt. 
Als weitere Neuerung ist im Berichte die Zusammen- 
stellung der Bezüge der einzelnen Kreise des V.S.K. 
enthalten. Die Verwaltungskommission des V.S.K. 
war auch im Jahre 1917 bemüht, die neuen Aufgaben, 
die durch die gegenwärtigen Zeitverhältnisse ent- 
standen sind, mit Umsicht zu lösen. Es wurde nichts 
unterlassen, um die Konsumvereine in ieder Be- 
ziehung möglichst gut zu versorgen. Sämtliche Be- 
triebe des V.S.K. haben befriedigende Ueberschüsse 
erzielt. Der Totalüberschuss des V.S.K. pro 1917 
ist in den Rechnungen mit rund Fr. 700,000.— aus- 
gewiesen. Die Bilanz wurde, wie gewohnt, sehr 
vorsichtig aufgestellt und die notwendigen Ab- 
schreibungen vorgenommen. Hauptsächlich die Ab- 
schreibungen auf den Warenvorräten sind nicht un- 
bedeutend. Der V.S.K. musste sich aber durch die 
vorgenommenen Abschreibungen für verschiedene 
grosse Risiken, die infolge der im Ausland gemachten 
Wareneinkäufe bestehen, sichern. Man kann nicht 
wissen, was der Krieg noch alles bringen kann, und 
es ist Pflicht des V.S.K. wie auch der einzelnen 
Konsumvereine, die Reserven nach Möglichkeit zu 
äufnen, um auch nach dem Kriege gewappnet da- 
zustehen. An einem in jeder Beziehung gefestigten 
Verbande haben auch die einzelnen Konsumvereine 
die beste Stütze. 


Herr Rohr tritt näher auf die einzelnen Abschnitte 
des Jahresberichtes ein und empfiehlt zum Schlusse, 
an der Delegiertenversammlung in Genf den Jahres- 
bericht und die Rechnung zu genehmigen. 

Schweizer, Turgi, macht in der Diskussion auf 
die interessante Zusammenstellung der Bezüge der 
einzelnen Kreise auf Seite 99 des Jahresberichtes auf- 
merksam und ermahnt die Vereine, die Warenbezüge, 
soweit dies möglich ist, durch den V.S.K. ausführen 
zu lassen, wodurch auch die Kreiskasse profitiert. 
Eichenberger, Beinwil a. See, erklärt, dass wohl alle 
Anwesenden mit ihm einig gehen, wenn der Ver- 
waltungskommission für den sehr ausführlichen Be- 
richt durch die Kreiskonferenz der beste Dank aus- 
gesprochen werde. Noch vor wenigen Jahren konnte 
man die kolossale Umsatzvermehrung des Verbandes 
nicht vorausahnen. Die Erfolge des V.S.K. waren 
nur möglich, weil tüchtige Männer zu seiner Leitung 
berufen wurden. Er hat aber dennoch einen frommen 
Wunsch, das ist derienige, dass der V.S.K. nie ver- 
gessen möge, dass er sein Vermögen und seine 
Reserven durch die Verbandsvereine erworben habe. 
Er spricht den Wunsch aus, der V.S.K. möge bei 
Retournierung von Emballagen etwas kulanter sein 
als bis anhin. Schmid, Wohlen, gibt ebenfalls seiner 
Freude über den ausführlichen Bericht Ausdruck, 
wünscht aber, dass der V.S.K. den von den Liefe- 
ranten gewährten Skonto auf den Fakturen in er- 
höhtem Masse den Verbandsvereinen zukommen 
lasse. 

Herr Rohr nimmt von dem Wunsche betreifs den 
Emballagen Kenntnis, macht aber darauf aufmerksam, 
dass viele Vereine der Retournierung derselben nicht 
immer die nötige Aufmerksamkeit schenken. Be- 
treffend den Käsekübein sind die Bestimmungen der 
G.S.K. massgebend. Bezüglich dem Skonto der 
Vertragslieferanten bemerkt Herr Rohr, dass der 
V.S.K. die in Frage kommenden Verträge jeweils im 
Interesse sämtlicher Vereine der Schweiz abschliesse, 
dabei ist es möglich, dass hauptsächlich grössere 
Vereine etwas weniger Skonto als früher beim 
direkten Bezuge erhalten, hingegen kommen die Vor- 
teile der durch die Verträge erzielten Lieferungs- 
bedingungen sämtlichen Vereinen zugut. 

Hierauf referiert Herr Rohr kurz über die Trak- 
tandenliste der ordentlichen Delegiertenversamm- 
lung in Genf. Herr Müri, Turgi, wirft die Frage auf, 
ob die Delegiertenversammlung nicht auf Anfang 
Juni verlegt werden könnte. Gegen Ende Juni haben 
wir einen weiteren reduzierten Fahrplan, wodurch 
die Reise nach Genf nicht zu einem Vergnügen ge- 
hört. Sodann haben verschiedene Vereine auf Ende 
Juni Rechnungsabschluss und sind die Vorstands- 
mitglieder dadurch sehr in Anspruch genommen. 
Herr Rohr erklärt, dass die Anregung des Herrn 
Müri vieles für sich habe, die Angelegenheit wurde 
aber im Aufsichtsrate des V.S.K. eingehend be- 
sprochen, und es war aus verschiedenen Gründen 
nicht möglich, die Delegiertenversammiung früher 
anzuberaumen. Man musste auf den Verbandsverein 
in Genf Rücksicht nehmen, sodann mussten die 
Fristen zur Behandlung des Jahresberichtes in den 
Kreiskonferenzen eingehalten werden. Herr Müri 
versteht die angeführten Gründe nicht recht und 
glaubt, dass es möglich gewesen wäre, die De- 
legiertenversammlung früher zu legen. Sodann 
wünscht er, dass, wenn möglich, von Olten aus ein 
Extrazug nach Genf für die Delegierten der Ver- 
bandsvereine eingeschoben werde. Herr Kreis- 
präsident Hunziker erklärt, dass die Angelegenheit 
auch in der Kreispräsidentenversammlung behandelt 
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wurde. Eine Früherlegung der Delegiertenversamm- 
lung ist heute aber unmöglich. Auch ein Extrazug 
wird bei den heutigen Kohlenverhältnissen kaum be- 
willigt werden. 

Unter Traktandum 10 «Bestimmung des Ortes 
für die nächste Kreiskonferenz» wurde der Antrag 
gestellt und angenommen, dass der Kreisvorstand 
den Ort selbst bestimmen solle. Das letzte Trak- 
tandum 11 «Umfrage und Verschiedenes» gab Anlass 
zu einer regen Diskussion. Herr Leumann vom Ver- 
bandsverein Zurzach beklagt sich bitter, dass sie 
vom V.S.K. pro Monat April kein Fett erhalten 
konnten, trotzdem sie den gesetzlichen Bestim- 
mungen in ieder Beziehung nachgekommen seien. 
Schmid, Gränichen, drückt den Wunsch aus, der 
V.S.K. möge dafür sorgen, dass die Oel- und Fett- 
sendungen wenn immer möglich in einer Spedition 
vorgenommen werden. Er macht ferner darauf auf- 
merksam, dass die durch den Verband verrechneten 
Säcke sehr oft schon in zerrissenem Zustande an- 
kommen. Betrefifend der von Schmid in Wohlen an- 
geschnittenen Frage betr. Skonto auf den Fakturen 
bemerkt Schmid, dass es verschiedene Reisende 
gebe, die die Vereine zum direkten Bezuge ani- 
mieren, um dadurch einen etwas grösseren Skonto 
erhalten zu können. Er betont, dass aus genossen- 
schaftlichen Gründen solche Ansinnen durch die 
Verbandsvereine restlos abgewiesen werden sollten. 
Vom Verbandsverein in Kulm liegt ein Schreiben 
vor, der Kreisvorstand möge die Frage untersuchen, 
ob der Ladenschluss für das Land nicht hinaus- 
geschoben werden könnte. Hegi, Villmergen, betont, 
dass der Siebenuhr-Ladenschluss für die Landbevöl- 
kerung verschiedene Unzukömmlichkeiten in sich 
trage. Berger und Hunziker machen darauf auimerk- 
sam, dass der Kreisvorstand in dieser Angelegenheit 
nicht gut etwas unternehmen könne. Wir kämpfen 
im Gegenteil immer für die Arbeitszeitverkürzung, 
die auch den Verkäuferinnen sehr zu gönnen ist, und 
es würde nicht verstanden, wenn die Konsumvereine 
dahin wirken würden, den Ladenschluss auf später 
zu verlegen. Die Herren Surläuly in Baden und Merz 
in Menziken raten entschieden davon ab, in dieser 
Beziehung etwas zu unternehmen. Schmid, Grä- 
nichen, will ebenfalls keine Verlängerung der Ar- 
beitszeit in den Läden, wünscht aber, dass der vor- 
geschlagene gesetzliche Ladenschluss durchwegs 
strikte durchgeführt werde. Herr Kreispräsident 
Hunziker macht noch darauf aufmerksam, dass die 
Regierung seinerzeit eine Enquete betreffend den 
Siebenuhr-Ladenschluss veranstaltet habe, und es 
haben sich vier Fünftel sämtlicher Gemeinden des 
Kantons für den Siebenuhr-Ladenschluss ausge- 
sprochen. Hierauf wird beschlossen, es sei am 
Siebenuhr-Ladenschluss festzuhalten. 

Herr Iseli in Brugg macht darauf aufmerksam, 
dass man dem Jahresbericht des V.S.K. nichts von 
einer Papiernot ansehe. Den Vereinen sollten auch 
nicht so viele Berichte zugesandt werden. Eichen- 
berger, Beinwil a. S., befremdet das Votum Iseli. Er 
hat an dem ausführlichen Bericht des V.S.K. stets 
die grösste Freude. Herr Keller in Kirchdorf beklagt 
sich, dass durch den V.S.K. nicht genügend Kunst- 
dünger erhältlich sei. Die landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften sind in dieser Beziehung viel besser 
daran als die Verbandsvereine. Schweizer in Turgi 
kritisiert das Vorgehen der eidgen. Fettzentrale, wo- 
nach die von den Gemeindefettstellen ausgefertigten 
Bezugsscheine zuerst an das Bureau der 4 Lebens- 
mittelsyndikate in Bern statt an den V.S.K. in Basel 
zu senden seien. Es wird beschlossen, einen dies- 


bezüglichen Protest an die Verwaltungskommission 
zuhanden des Bureaus der 4 Lebensmittelsyndikate 
in Bern zu richten. Auf die gefallenen Voten ant- 
wortet Herr Rohr. Er macht auf die Schwierigkeiten 
der Fettversorgung aufmerksam und betont, dass der 
Umsatz in Fettwaren der Verbandsvereine ein sehr 
grosser sei, wodurch die Ablieferung verzögert 
werde. Sämtliche Vereine haben aber nach seinen 
Wissen Fettzuteilungen erhalten, und es muss beim 
Verbandsverein in Zurzach irgendein Versehen vor- 
liegen. Der Fall soll näher untersucht werden. Der 
Anregung von Schmid, sämtliche Fettsendungen in 
einem Mal auszuführen, kann nicht Folge gegeben 
werden, indem ieweils allen Vereinen Akonto-Sen- 
dungen gemacht werden müssen und nicht genügend 
Fett vorhanden ist, um sämtliche Vereine auf einmal 
bedienen zu können. Betreifend die zerrissenen 
Säcke macht Herr Rohr darauf aufmerksam, dass 
einige diesbezügliche Reklamationen berechtigt sein 
können. Es gibt aber sehr viele Vereine, die dem 
Sackmaterial nicht die nötige Aufmerksamkeit 
schenken. Für ganze Säcke schicken sie zerrissene 
zurück, und der V.S.K. muss dann das Flicken vor- 
nehmen. Zudem werden dem V.S.K. die Säcke 
ebenfalls von Bern aus für zwei Franken berechnet, 
und es kann vorkommen, dass bei den Umspeditionen 
die Säcke Schaden leiden, ohne dass der V.S.K. in 
dieser Beziehung etwas vermag. Auf das Votum Iseli 
betreffend Papiernot erklärt Herr Rohr, dass dieselbe 
in sehr grossem Masse bestehe, der V.S.K. hat es 
aber als zweckmässig befunden, einen möglichst de- 
taillierten Bericht herauszugeben. Die meisten Ver- 
bandsvereine wünschen mehr Berichte zu erhalten, 
und wenn Brugg einige Exemplare zu viel hat, so 
sollen die nicht notwendigen Exemplare zurück- 
gesandt werden. Betreffend die Zuteilung von 
Kunstdünger an die Verbandsvereine hat der V.S.K. 
nichts unterlassen. Die Zuteilungen erfolgen aber 
nur im Verhältnis der früheren Bezüge, weshalb auch 
die landwirtschaftlichen Genossenschaften mehr er- 
halten. 

Herr Vertreter Scholer vom V.S.K. beleuchtet 
noch die gegenwärtigen Verhältnisse in. der Fett- 
versorgung, und er ersucht ferner die Verbands- 
vereine, an das kantonale Lebensmittelamt das Ge- 
such zu stellen, dass die Griesabgabe im Turnus auch 
durch sie besorgt werden könne. Herr Müri in Turgi 
beklagt sich über die schlechte Qualität des Mehles 
der M.S.K. Dadurch ging in letzter Zeit der Brot- 
konsum in den Konsumvereinen erheblich zurück. Er 
ersucht den Kreisvorstand, der Sache die nötige 
Aufmerksamkeit zu schenken. Steinhauser, Koblenz, 
macht drauf aufmerksam, dass hauptsächlich kleinere 
Mühlen weisseres Mehl liefern als die M.S.K. Herr 
Rohr macht noch auf die Bestimmungen des neuen 
Stempelgesetzes aufmerksam, worauf Herr Kreis- 
präsident Hunziker um 12”, Uhr die offizielle Sitzung 
schliesst. 

Am darauffolgenden Bankett im Hotel «Engel» 
entbot Herr Stadtrat Surläuly in einer gehaltvollen 
Rede den Gruss der Stadtbehörde. Dieser Gruss 
wurde durch die Spendung einer grösseren Anzahl 
Flaschen Ehrenwein aus dem Stadtkeller namhaft 
unterstützt, alles Umstände, die dahin deuten, dass 
dem Konsumvereinswesen in Baden grösseres Ver- 
ständnis entgegengebracht wird, als dies vielleicht an 
einigen andern Orten der Fall ist. B. 


Kreisverband VII. (Kantone Zürich und Schaff- 
hausen.) Das unfreundliche, düstere Wetter am Kon- 


184 


ferenztage vom 28. April entsprach ganz der Stim- 
mung, welche die Delegierten, 70 an der Zahl von 
3l Vereinen, angesichts der Ungunst unserer wirt- 
schaftlichen Verhältnisse beherrschte. Der Vize- 
präsident, Herr Flach, führte in seinem Eröfinungs- 
worte aus, dass die schlimmen Voraussagen an der 
letzten Herbstkonierenz leider volle Wirklichkeit 
geworden seien. Wenn sich zu den Schwierigkeiten, 
die in der Einfuhr von Lebensmitteln bestehen, auch 
noch solche gesellen, die die Zufuhr der industriellen 
Rohstoffe betreffen und grosse Arbeitslosigkeit im 
Gefolge haben, dann geraten wir in eine ausser- 
ordentlich drückende Lage, die zu überwinden die 
höchste Solidarität aller Volksgenossen eriordert. 

‚ Bei Bereinigung der. Traktandenliste machte 
Gschwend-Zürich die Anregung, es sei einer 
neuen, demnächst einzuberufenden Kreiskonferenz 
die Frage zur Entscheidung vorzulegen, ob sich die 
Konsumvereine an der Aktion zur Einführung der 
direkten Bundessteuer beteiligen sollen. Weber, 
Wetzikon, will dieser Konferenz als weiteres Trak- 
tandum die Aufklärung über das eidgen. Stempel- 
steuergesetz zuweisen. Der Kreisvorstand erklärte 
sich bereit, zur Behandlung der beiden Geschäfte 
eine neue Konferenz ‚einzuberufen. 

Hierauf wurde der Jahresbericht.des Vor- 
sitzenden abgenommen. Ohne Bemerkungen er- 
folgte auch die Genehmigung der Rechnung pro 1917, 
die mit einem Vermögensbestand von Fr. 5759.— 
abschloss. Für die Propaganda des zur Annahme 
gelangten Steuergesetzes für den Kanton Zürich 
wurden aus den Mitteln der Konferenz rund 2000 
Franken aufgewendet. Sie haben gute Früchte ge- 
tragen. Die Festsetzung des Beitrages 
der Vereine pro. 1918 löste überraschender- 
weise eine rege Diskussion aus. Die Vertreter der 
Verbandsvereine Horgen, Rüti-Tann, Wädenswil, 
Wetzikon, fanden, die Tätigkeit des Kreisvorstandes 
sollte intensiver gestaltet werden. Insbesondere 
wurde angeregt, Bezirksversammlungen zu veran- 
stalten zum Austausch von geschäftlichen Wahrneh- 
mungen und Erfahrungen, ferner zur Besprechung 
von Fusionen, denen ein. grösseres Augenmerk ge- 
widmet werden sollte. Der Vorsitzende gab zu, dass 
mit bezug auf die wirtschaftliche Konzentration die 
privaten Geschäfte viel energischer vorgehen als die 
Konsumvereine, denen die Initiative zu Fusionen oft 
aus rein regionalen und persönlichen Gründen fehle. 
Es sei also nur zu begrüssen, wenn der Konferenz- 
Vorstand nach dieser Richtung seine Tätigkeit- er- 
weitere. Im übrigen ist die Unzufriedenheit und das 
Bedürfnis nach vermehrter Aussprache überall an- 
zutreffen. Sie entspringen nicht der Untätigkeit der 
Behörden, sondern der Unzulänglichkeit unserer 
wirtschaftlichen Versorgung, die leider mit Reden 
und Beschlüssen nicht aus der Welt zu schaffen ist, 
sonst wäre der Misere schon längst abgeholien. 
Schliesslich wird für das Jahr 1918 ohne Gegen- 
antrag beschlossen, den gleichen Beitrag wie für das 
Jahr 1917 zu erheben: 4 Rappen pro Fr. 1000.— Um- 
satz für den Propagandafonds und 1 Rappen für die 
Kreiskasse. 

Die Neuwahlen wickelten sich im Zeichen 
eines kleinen Kampfes um den Präsidentensitz ab. 
Der ins Obergericht gewählte Herr Dr. Balsiger 
legte schon letzten Herbst das Präsidium nieder und 
der Vizepräsident, Herr Flach, konnte infolge allzu- 
starker geschäftlichen Belastung nicht dazu bewogen 
werden, den Vorsitz dauernd zu übernehmen. Eine 
weitere Lücke entstand durch den Austritt von Hrn. 
Dr. Lorenz, der zum Chef des kantonal-zürche- 
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rischen Ernährungsamtes gewählt worden ist. Die 
beiden offenen Stellen im Vorstand wurden auf Vor- 
schlag des L. V.Z. besetzt durch die Herren Beda 
Enderli und A. Stahl, Mitglieder des Aufsichts- 
rates des L.V. Zürich. Die übrigen Vorstandsmit- 
glieder: Flach, Winterthur, Meyer, Schaffhausen, 
Müller, Schaffhausen, Kessler, Wädenswil und Denz- 
ler, Wald wurden für eine weitere Amtsdauer von 
2 Jahren bestätigt. Für die Wahl .des Präsidenten 
wurden in Vorschlag gebracht Enderli; Zürich und 
Kessler; Wädenswil. : Der letztere wurde mit 34 
gegen 31 Stimmen die auf Herrn Enderli entfielen, 
gewählt. 

‚ Ueber den Jahresbericht und die Rech- 
nung des Verbandes schweiz. Konsumvereine re- 
ferierte Herr Nationalrat Dr. Schär in zirka ein- 
stündigem Vortrag. Seinen Ausführungen über die 
Tätigkeit des Verbandes und über die einzelnen Ge- 
schäftszweige schloss er eine kurze Orientierung 
über die gegenwärtige Lebensinittelversorgung an 
und ermahnte, die Anwesenden, alle behördlichen 
Massnahmen zu unterstützen, die auf möglichst spar- 
same Verwendung unserer Urproduktion abzielen, 
weil der nächste Winter, mit oder ohne Frieden, 
zweifellos ein sehr harter für uns werden wird. Der 
Rechnungsabschluss sei ein günstiger, was zum Teil 
auf Konjunkturgewinne zurückzuführen sei; welche 
auch die Rechnung fast aller Konsumvereine gimstig 
beeinflusst haben. Dieser Umstand verlange, dass 
nicht nur der Verband, sondern auch die Verbands- 
vereine den Rechnungsabschluss vorsichtig zu ge- 
stalten haben, denn nach Friedensschluss werden den 
Konjunkturgewinnen mit grosser Wahrscheinlich- 
keit Konjunkturverluste folgen. Für den Verband 
spielen sodann noch besondere Risiken eine Rolle, 
die mit dem Import der Waren in Zusammenhang 
stehen und zahlreich sind. Für Verband und Vereine 
falle besonders indie Wagschale, dass ihr Tätigkeits- 
gebiet durch die Erweiterung der staatlichen resp. 
kantonalen Monopolbetriebe eingeschränkt werde. 
Der Referent trat dann noch kurz auf die eingangs 
der Sitzung aufgestellten Postulate betr. das Stem- 
pelsteuergesetz und die Frage der Unter- 
stützung der Initiative auf Einführung der direkten 
Bundesstenuer ein. Während er die gründliche 
Aufklärung über das Stempelsteuergesetz begrüsste, 
vertrat er bezüglich der Aktion einer direkten 
Bundessteuer, obwohl persönlicher Anhänger der- 
selben, einen ablehnenden Standpunkt. Wir können 
uns nicht auf einen einheitlichen Mitgliederkreis 
stützen, der bei dieser Frage die gleichen Interessen 
besitzt. Die Mitglieder unserer Vereine setzen sich 
zusammen aus Angehörigen des Mittelstandes, der 
Landwirtschaft und der Arbeiterschaft, ‘welche 
Gruppen in der Frage der direkten Bundessteuer 
voraussichtlich nicht zu einer Einigung gelangen 
werden. Ferner komme nun auch.noch hinzu der 
Gegensatz zwischen deutscher und  welscher 
Schweiz, in welch letzterer die direkte Bundessteuer 
besonders energisch bekämpft wird. Unter diesen 
Umständen ist es sicher besser, wir lassen die Streit- 
axt ruhen, denn bei der Entscheidung in einer mehr 
politischen Frage werden die Stimmberechtigten 
eben doch nicht dem Rufe der Genossenschaft, 
sondern dem Appell ihrer Partei folgen. 

In der sich anschliessenden Diskussion rügt 
Kessler, dass die Verbandsleitung es wage, nach 
kaum einjähriger Erfahrung auf dem Gebiete der 
landwirtschaftlichen Produktion über die Rentabilität 
schon ein ungünstiges Urteil abzugeben. Bei der 
Steuerfrage scheint der Verband seine Taktik ge- 
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ändert zu haben. Zu kantonalen Steuervorlagen hat 
er bis jetzt immer energisch Stellung genommen, in 
der bedeutsamen eidg. Frage, die ihn selbst in Mit- 
leidenschaft ziehen wird, will er auf einmal die poli- 
tische Neutralität wahren. Die Steuerfrage ist aber 
nicht nur eine politische, sondern ebensosehr, wie 
die Zölle, eine wirtschaftspolitische Massnahme, der 
die Konsumenten nicht gleichgültig gegenüberstehen 
können, Ferner (Oerlikon) beanstandet, dass sich 
der Verband an Kriegsanleihen und an Emissionen 
der Kantone und des Bundes beteilige, also Kapital- 
anlage mit billigem Zinsfuss unterstütze, im Verkehr 
mit seinen Vereinen dann aber einen schr hohen 
Zinsfuss verrechne. In seinem Schlussvotum gibt 
Herr Dr. Schär zu, dass beim landwirtschaftlichen 
Betrieb einige ungünstige Faktoren (Ersatz von 
Vieh) in Betracht kommen, die das Rechnungs- 
ergebnis etwas belastet haben. Im allgemeinen sei 
jedoch bezüglich der Milchproduktion festzustellen, 
dass heute aus dieser keine übermässigen Gewinne 
zu ziehen seien. In der Milchpreiskampagne im 
Nationalrat ist mit einer einzigen Ausnahme von 
allen Gegnern der Bauernschaft anerkannt worden, 
dass eine Zulage zum alten Milchpreis geboten er- 
scheine. Was die Wertschriften anbelange, handle 
es sich nur um einen Bestand von 194,000 Fr., der 
zum Teil schon vor dem Kriege vorhanden war. Die 
niedrigverzinslichen Wertpapiere seien natürlich 
nicht zu pari erworben worden. Der Verband 
brauche solche zur Deckung von Frachtenkrediten 
und gelegentlich zu anderen Kautionsleistungen. Im 
übrigen sei festzustellen, dass es in der Schweiz wohl 
keine Institution gebe, die ihren Mitgliedern so weit- 
gehenden Kredit gewähre, wie der Verband. Wenn 
der Zinsfuss etwas hoch scheine, so sei er eben als 
«Erziehungs-Zinsfuss» zu betrachten (Heiterkeit). 

Anträge an die Delegiertenversammlung des 
Verbandes werden keine gestellt. Die unserm 
Kreise angehörenden Mitglieder des Aufsichtsrates, 
Flach und Aebli, werden von der Konferenz zur 
Wiederwahl vorgeschlagen. Bei .der letztiährigen 
Wahl eines Verbandsvereins für die Kontrollstelle ist 
Wetzikon gegenüber Kreuzlingen unterlegen. Dies- 
mal wird ein welscher Verein in Frage kommen, dem 
wir keine Konkurrenz machen wollen. Wenn da- 
gegen wieder ein deutschschweizerischer Verein an 
die Reihe kommt, soll Wetzikon erneut in Vorschlag 
gebracht werden. Schluss der Konferenz uin I Uhr. 
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Deutschland. 
Eine Würdigung Friedrich Wilhelm Raiffeisens. 


Wir ‘haben in Nummer 13 des «Schweiz. Konsum- 
Verein» kurz die Bedeutung Raiffeisens als Be- 
gründer des bäuerlichen Genossenschaftswesens in 
Relief gesetzt und in flüchtigen Strichen ein Bild 
seiner mannhaft-schlichten, keineswegs genialischen, 
aber in der Verfolgung sozial-charitativer, später ge- 
nossenschaftlicher Ziele höchst methodisch und 
fruchtbar wirkenden Persönlichkeit zu entwerfen 
gesucht. In Ergänzung unserer Ausführungen seien 
nachfolgend einige Stellen aus einer Würdigung 
Raiffeisens in der «Frankfurter Zeitung» mitgeteilt, 
die einerseits die grosse Popularität des Genossen- 
schaftsorganisators im Landvolk betonen, anderer- 
seits aber auf die Möglichkeit einer wachsenden In- 


teressen-Dissonanz zwischen landwirtschaftlichen 
Erzeugern und städtischen Verbrauchern auch in der 
Domäne genossenschaftlicher Wirksamkeit hin- 
weisen, sofern es nicht gelänge, durch Anbahnung 
engerer Wirtschaftsbeziehungen zwischen Stadt und 
Land dieser Gefahr vorzubeugen. 

«Raiffeisen», schreibt der Verfasser des Artikels, 
Arthur Seiler, in Frankfurt, «ist einer der wenigen 
Männer der Geschichte, deren Wirken nicht so sehr 
die Köpfe der Gebildeten beschäftigt als vielmehr 
das Leben des Landvolkes tieigehend beeinflusst hat. 
Drum wird er auch nicht vernehmlich in den Ge- 
schichtsbüchern weiterleben, sondern in den Herzen 
der Landleute, da auch der Einfachste an seinem 
Werke teilhaben, ja selbst daran mitarbeiten kann.» 
So steht es in der Tat; auch die offizielle deutsche 
Nationalökonomie hat ja erst vor kurzem, mindestens 
dreissig Jahre zu spät, das Genossenschaftswesen 
als einen Gegenstand von wissenchaftlichem Reize 
für sich entdeckt. Aber nachdenklich sollte es doch 
stimmen, dass eine Figur und eine Sache, die derart 
an die Herzen und in das Leben der Landbevölkerung 
griff, nicht einmal die Köpfe, geschweige denn die 
Herzen der «Gebildeten» beschäftigte, dass da auf 
dem Lande so etwas wie eine neue Bauernbefreiung, 
fast eine Revolution, wenn auch eine friedliche, vor 
sich gehen konnte, ohne dass die grosse Mehrzahl 
der Städter es recht begriff ja lange Zeit ohne dass 
sie es merkte. 

Raiffeisen, führt der Autor weiter aus, hat gewiss 
nicht allein für die Einbürgerung der Genossenschaft 
auf dem Lande gewirkt; «andere sind nachgefolgt 
und sogar mit grösserem zahlenmässigem Erfolge: 
von den ländlichen Genossenschaften gehört heute 
nur etwa ein Viertel direkt zum Raiffeisen-Verband. 
Aber das Verdienst, «die Genossenschaft der bäuer- 
lichen Seele nahegebracht» zu haben, gebührt zuerst 
und am stärksten ihm, weil er in die sachliche Zweck- 
mässigkeit auch die Wärme und Lebendigkeit seiner 
gewiss nicht bedeutenden, aber in sich festen und ge- 
schlossenen Persönlichkeit hineinzupressen ver- 
stand.» 

Nach einer gedrängten Darstellung der Institu- 
tionen des Raiffeisenschen Genossenschaftssystems: 
der Darlehenskassen, der Revisionsverbände, der 
gemeinsamen Warenzentrale und der Zentralbank 
mit ihren diversen Aufgaben, etabliert der Verfasser 
eine interessante Analogie zwischen der neuen Dorf- 
genossenschaft und der alten Wirtschafitsgemeinde 
des vorkapitalistischen Zeitalters. Neben der unge- 
heuren materiellen Hebung des Landvolkes durch die 
genossenschaftliche Organisation müsse auch die 
ideelle Bereicherung richtig eingeschätzt 
werden, die das ländliche Dasein durch die Genossen- 
schaft gerade in der Raiffeisenschen Ausprägung er- 
fahren habe. «Man darf ruhig sagen: Der Begriff der 
Dorfgemeinde ist durch sie wieder. erstanden. Ein 
begeisterter Raiffeisenmann, der Altenhasslauer 
Pfarrer Mayenschein, sagt ganz richtig: «Die alten 
Landgemeinden waren nichts anderes als ländliche 
(Gienossenschiten. Das wären ganz andere Wesen 
als unsere heutigen Gemeinden, wo man so oft in den 
Sitzungen hört, wenn eine praktische Frage aufs 
Tapet kommt: das geht die Gemeinde nichts an..... 
Die alten Gemeinden waren das, was wir sein 
wollen, wirtschaftliche und sittliche Lebensgemein- 
schaften.» Nun lebt, wo ein guter Raiffeisenverein 
die Dorfbewohner in richtigem Geiste vereinigt, diese 
alte vollsaftige Gemeinde wieder auf. Der Stiftungs- 
fonds der Darlehenskasse wird zum Ersatz der alten 
Allmende. Und nichts im Leben der Gemeinde gibt 


. 
! h 
eu» 


186 


es, was die Genossenschaft nicht in ihren Wirkungs- 
kreis ziehen kann, in voller Selbstverwaltung und 
Selbstverantwortung, ohne jede behördliche Ein- 
mischung, und in vollendeter Demokratie. Denn auch 
diese Demokratie gehört zum Wesen der Genossen- 
schaft. Jeder Genosse,.mag er ein reicher Besitzer 
oder ein armer Häusler sein, hat in ihr eine Stimme 
und nur eine Stimme. So war es selbstverständliche 
Uebung in den Genossenschaften schon vor dem 
Genossenschaftsgesetz, und so steht es jetzt auch im 
Gesetz; die Genossenschaft, die auf tunlichster 
Gleichartigkeit der Mitglieder und auf persönlicher 
Mitwirkung eines jeden beruht, braucht im vollen 
Gegensatz zur kapitalistischen Aktiengesellschaft 
das gleiche Stimmrecht; es setzt ja auch bei der un- 
beschränkten Haftpflicht jeder einzelne gleichmässig 
seine ganze Person für sie ein — ganz wie beim 
Staate! 

Das hat dem Raiffeisengedanken die ungeheure 
Werbekraft auf dem Lande gekeben. Beim Tode 
Raiffeisens 1888 gehörten dem Verbande 359 Ge- 
nossenschaften mit etwa 50,000 Mitgliedern an, Ende 
1917 waren es 5854 Genossenschaften (darunter 4712 
Spar- und Darlehenskassen) mit 500,000 Mitgliedern; 
die 4432 Vereine, die für das Jahr 1915 an den 
Verein berichteten, verfügten damals über Spar- 
gelder in der riesenhaften Höhe von 743%2 Millionen 
Mark. Und doch ist das nur ein Teil des ländlichen 
Genossenschaftswesens, in dessen Gesamtheit jetzt 
wohl schon mehr als die Hälfte sämtlicher landwirt- 
schaftlicher Betriebsinhaber organisiert ist: schon 
taucht am Horizont die allerdings noch entfernte 
Möglichkeit auf, dass aus den Genossenschaften sich 
ein gewaltiger Trust der landwirtschaftlichen Er- 
zeuger entwickele, und so das, was für das Land eine 
Befreiung war, zur neuen Gefahr einer Unfreiheit für 
die Städte werde. Einträchtiges Zusammenwirken 
von Stadt und Land wird, zum Segen beider, diese 
Gefahr bannen können; es wird dem Lande auch das 
bringen können, was ihm jetzt am meisten nottut, die 
schnellere Verbreitung des Wissens, die geistige 
Ausgleichung zwischen Stadt und Land. Gelingt 
dies, dann wird auch nach dem Kriege der deutsche 
Bauer trotz aller furchtbaren Blutopfer weiter kraft- 
voll voranschreiten. Der Raiffeisengeist aber, der 
Geist der freien Selbsthilfe und des sittlichen Ver- 
antwortlichkeitsbewusstseins, wird auch dann 
immer sein bester Helfer sein können. 


Dänemark. 


Die Umsätze der dänischen Genossenschaiten im 
Jahre 1916/17. Wie alliährlich, veröffentlicht der 
dänische Genossenschaftsverband in Nummer 1 des 
«Andelsbladet» die Umsätze der dem Verbande an- 
geschlossenen Genosenschaften. Ihr Gesamtumsatz 
belief sich auf Kr. 1,157,200,000, Kr. 74,500,000 mehr 
als im Voriahre. Auf die Einkaufisvereinigungen der 
Bauern entfallen Kr. 71,600,000, auf die Molkereien 
Kr.425,000,000, auf die Schlächtereien Kr.295,000,000, 
auf die Eierausfuhrgenossenschaften Kr. 13,800,000, 
auf die Konsumgenossenschaften Kr. 150,000,000, auf 
verschiedene andere Genossenschaften Kr. 4,200,000, 
auf die Butterausfuhrgenossenschaften Kr. 70,100,000, 
auf die «Danish Bacon Company» Kr. 35,000,000, auf 
die dänische Grosseinkaufsgesellschaft Kr. 87,800,000 
und auf die Wareneinkaufsvereinigung des Bezirks 
Ringköbing Kr. 4,700,000. In diesen Zahlen nicht ein- 
gerechnet ist der Umsatz der Viehausfuhrgenossen- 
schaften von rund Kr. 35,000,000, ebenso nicht der 
Umsatz der Sämereibezugsgenossenschaft der dä- 
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nischen Landwirtevereinigungen von Kr. 3,800,000. 
Der Umsatz der Genossenschaftsbank übersteigt im 
Jahre,1917 5"2 Milliarden, währenddem er im Vor- 
jahre nur etwa 3" Milliarden betrug. Der Bank an- 
geschlossen sind 1132 Genossenschaften. 


%* * 
* 

Der Umsatz der dänischen Grosseinkauisgesell- 
schaft erreichte — wie uns soeben mitgeteilt wird — 
im Jahre 1917 einen Güterumsatz von Franken 
112,582,865.85 gegenüber Fr. 116,624,338.75 im Vor- 
jahre. Der Reinüberschuss beträgt Fr. 8,735,526.50. 


In der ausserordentlichen 
Generalversammlung vom 24. März abhin unterbreitete der Ver- 
waltungsrat der obersten Genossenschaftsinstanz den Antrag, es 
möge die Generalversämmlung dem Verwaltungsrat Vollmacht 
erteilen, das gesamte Genossenschaftspersonal mit definitivem 
Anstellungsvertrag in die Versicherungsanstalt des V.S.K. ein- 


Luzern A.C.V. (H.P.-Korr,) 


zukaufen. Die Generalversammlung erhob den Antrag ein- 
stimmig zum Beschlusse, und in seiner Sitzung vom 26. April 
hat der Verwaltungsrat durch Genehmigung des «Reglements 
für die Invaliden- und Hinterlassenenversicherung des Personals» 
den letzten Schritt getan, um das Projekt zur Tat werden zu 
lassen. In Art. 1 dieses Reglementes ist gesagt, dass der 
A.C.V. sein gesamtes festangestelltes Personal mit dem zu- 
rückgelegten 20. Altersiahre nach Tarif III gegen die Folgen 
der Invalidität und das männliche Personal nach Tarif IV der 
V.A. des V.S.K. gegen die Folgen des Todes versichert. Der 
Beitritt ist auf den 1. Januar 1918 vorgesehen. 

Bei der Invaliditätsversicherung wird die Karenzzeit mit 
der entsprechenden Zahl geleisteter Dienstiahre kompensiert. 
Dem Personal, welches 16 und mehr Dienstiahre zurückgelegt 
hat, wird zudem noch die Dienstzeit über 16 Jahre zur Hälfte 
eingekauft. Neu eintretende Angestellte haben eine Karenzzeit 
von fünf Jahren einzuhalten, 

Bei der Hinterlassenenversicherung wird 
sicherten eine fünfjährige Karenzzeit festgelegt. 

Versichert wird der effektive Lohn (ohne Kriegsteuerungs- 
zulagen). Bei der Invaliditätsversicherung wird kein Maximum 
fixiert, während bei der Hinterlassenenversicherung die Ver- 
sicherungssumme auf Fr. 5000.— begrenzt wird. 

Die Eintrittsgelder des gegenwärtigen Personals leistet der 
A.C.V., indem er vorab die Kapitalien der seit 1901 be- 
stehenden Hiliskasse dazu verwendet. Nach dem 1. Januar 
1918 in den Dienst des A.C. V. tretendes Personal hat das Fin- 
trittsgeld selbst zu bezahlen, 

Die Prämien der Invalidenversicherung werden zu zwei 
Drittel vom Arbeitgeber und zu einem Drittel vom Versicherten 
getragen, während bei der Hinterlassenenversicherung die 
Lastenverteilung eine umgekehrte ist: Versicherter zwei Drittel 
und A.C.V. ein Drittel der Prämien, 

Für diejenigen, gegenwärtig in Frage kommenden An- 
gestellten, die infolge ihres Gesundheitszustandes von der V.A 
des V.S.K. nicht aufgenommen werden können, wird in der 
Weise vorgesorgt, dass sie, bei Leistung gleicher Prämien. im 
Invaliditätsfalle aus dem Betriebe des A.C.V, auch dieselben 
Leistungen erhalten, wie die bei der V.A. versicherten Per- 
sonen. Die Bestimmungen des Reglementes, sowie Statv 
und Tarife der V.A. finden sinngemäss auch auf diese An- 
gestellten Anwendung. 

Das Stimmrecht an der Generalversammlung der V. 
wird in der Weise geregelt, dass der A.C.V. drei Fünftel ı 
die Personalvertreter zwei Fünftel der Stimmen abge’ 
können. Der A.C.V. übernimmt die Delegationskosten 
höchstens zwei Abgeordnete. 

Die Auslegung des Reglementes und alle Entscheide über 
die Pensionsberechtigung der im Reglemente einbezogenen ver- 
sicherten und nicht versicherten Angestellten und deren Hinter- 
lassenen, sowie Meinungsdifierenzen jeder Art, für welche nicht 
die Statuten der V.A. oder deren Organe zuständig sind, fallen 
in die Kompetenz einer fünfköpfigen Spezialkommission, deren 
Vorsitzender der Präsident des Verwaltungsrates von Amts 
wegen ist, während die vier übrigen Mitglieder zur Hälfte vom 
Verwaltungsrat des A.C.V. und zur Hälfte von den Ver- 
sicherten auf zwei Jahre gewählt werden. Der Sekretär des 
Verwaltungsrates führt das Protokoll. Diesem letztern wird 
auch die administrative Leitung des Versicherungswesens über- 
tragen. 


für alle Ver- 


für 
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Mit Vorliegendem haben wir die Art und Weise, wie der 
A.C.V. Luzern den Einkauf seines Personals in die V.A. des 
V.S.K. geordnet hat, in möglichster Kürze gezeichnet. 

Es ist etwas lange gegangen, bis diese Versicherung zum 
Abschlusse gekommen ist. Eine lange Vorgeschichte bilden die 
ersten Kapitel des Werkes, dessen Vollendung wir nun freudi 
begrüssen. Eine allerorts empfundene Lücke in der Liste der 
bei der V.A. mitbeteiligten Genossenschaften wird nun aus- 
gefüllt. Das Personal des A.C.V. mag sich sagen, dass etwas 
Gutes nie zu spät kommt. Und was ihnen nun mit dieser Für- 
sorge für jene Tage geboten wird, die nicht in des Lebens 
Maienpracht eingezählt werden können, es ist etwas Schönes, 
Wertvolles. Geduldiges Ausharren und zähes Verharren auf 
den schon vor Jahrzehnten gestellten Forderungen haben zu 
einem vollen Erfolge geführt. 

Und die bereits in der V.A. eingekauften Berufskollegen 
in Osten und Westen unseres Landes, denen die Zurückhaltung 
der Luzerner nicht verständlich war, sie mögen sich jener 
Bibelstelle erinnern, wo gesagt wird, dass im Himmel über die 
Einkehr eines reuigen Sünders weit mehr Jubel herrsche, als 
bei der Ankunft Hunderter Tugendhafter. 


Luzern A.C.V. Freier Samstagnachmittag für das gesamte 
Personal. Nachdem seit dem Frühjahr 1917 der freie Samstag- 
nachmittag für das Personal der Verwaltungsbureaus eingeführt 
war und keine Schädigung des Betriebes daraus entstanden ist, 
hat der Verwaltungsrat in seiner Sitzung vom 26. April be- 
schlossen, ab 1. Mai dem gesamten Personal je den zweiten 
Samstagnachmittag abwechslungsweise freizugeben. Für das 
Personal iener Betriebe, in welchen heute die Freigabe am 
Samstagnachmittag noch nicht möglich ist, sollen entsprechende 
Freitage bezw. Halbtage an andern Wochentagen gewährt 
werden. Der Verwaltungsrat konnte sich der Erkenntnis nicht 
verschliessen, dass durch dieses Zugeständnis an das Genossen- 
schaftspersonal der Not der Zeit Rechnung getragen wird. Die 
Grosszahl des männlichen Personals ist heute schon Eigen- 
pllanzer. Die Freigabe eines halben Wochentages alle zwei 
Wochen wird die Anbaulust weiter fördern. Ueber die Not- 
wendigkeit, dass nach dieser Richtung alle möglichen An- 
strengungen gemacht werden, dürfte in unsern Kreisen kein 
Zweifel mehr bestehen. 

Es freut uns, dass der Luzerner Verbandsverein auf diesem 
Gebiete — entgegen jenem der Invalidenversicherung — zu 
den ersten gehört, die vorangehen und den Forderungen einer 
ausserordentlichen Zeitlage das notwendige Verständnis ent- 
gegenbringen. 

Möge das Personal durch weitere treue Pilichterfüllung 
wacker mithelfen, der Genossenschaftsleitung ihre schwere Auf- 
gabe zu erleichtern und auf diese Weise den Dank abstatten 
für verständnisvolles Entgegenkommen. H.P. 


Langnau-Gattikon. Dem kurzen Bericht über das Rech- 
nungsjahr 1916/17 entnehmen wir, dass die Mitgliederzahl im 
Verlaufe des Jahres von 154 auf 162 stieg, und dass sich der 
Umsatz auf Fr. 156,220.95 belief, währenddem er im Vorjahre 
erst Fr. 115,252.— betragen hatte. Der Bezug beim V.S.K. 
beziffert sich auf Fr. 112,511.25. In der Bäckerei wurden 
57,149 kg Brot verbacken, Der Rohüberschuss der Bäckerei 
beträgt Fr. 7094.14, derjenige aus dem übrigen Warenverkauf 
Fr. 16,790.62. Vom Vorjahre wurden Fr. 1419.62 vorgetragen. 
Die Unkosten belaufen sich auf Fr. 12,647.22, der Verlustsaldo 
auf der Liegenschaft auf Fr. 422.20, der Reinüberschuss somit 
auf Fr. 12,234.96. Dem Reserveionds fliessen Fr. 1000.,—, dem 
Sterbefonds Fr. 180.— zu, auf den Liegenschaften werden 
Fr. 1500.—, auf dem Mobiliar Fr. 267.95 abgeschrieben, den 
Bezügern werden Fr. 8000.— (6% an die Mitglieder und 4% 
an die Nichtmitglieder) rückvergütet, auf neue Rechnung 
Fr. 1287.01 vorgetragen. 

Die Bilanz setzt sich folgendermassen zusammen: Kasse 
Fr. 480.63, Guthaben beim V.S.K. in Kontokorrent Fr. 3260.55, 
Warenvorräte und Ausstände Fr. 17,000.— (bedeutend unter 
dem wirklichen Wert eingestellt), Wertschriften Fr. 1900.—, 
Liegenschaften Fr. 123,461.30, Mobilien Fr. 1700.—, Konto- 
korrentschulden Fr. 2317.10, Mitgliederguthaben Fr. 31,087.49, 
Kautionen Fr. 6413.93, Hypotheken Fr. 91,500.—, Reserveionds 
Fr. 4757.35, Baufonds und Sterbefonds je Fr. 500,—, auf- 
gerechnete Zinsen Fr. 1439.60, Rückvergütungen Fr. 8000.—, 
Vortrag auf neue Rechnung Fr. 1287.01. 


Pratteln. (J. G.-Korr.) Endlich sind die längst ersehnten 
neuen Statuten unter Dach gebracht worden. Dass das Interesse 
an diesem jahrelangen Diskussionsobiekt endlich abilaute, bewies 
die schwach besuchte Generalversammlung am 20. April. Nach- 
dem der von einer Statutenrevisionskommission durchgeführte 
Statutenentwurf mit 52 gegen 50 Stimmen am 8. November 1917 
abgelehnt worden war, bedeutete dies ein Fingerzeig an die 
Behörden, so rasch wie möglich einen neuen Entwurf aus- 
zuarbeiten. Dazu gesellte sich noch, dass die alten Statuten 
der heutigen Zeit nicht mehr entsprachen und ein beständiges 
Hindernis waren. 
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Mit Eifer setzte sich nun die Behörde ans Werk und be- 
schäftigte sich in mehreren Vollsitzungen mit einem neuen Ent- 
wurf. Dieser Entwurf wurde nun den Mitgliedern gedruckt 
vorgelegt. Eine sachliche und rege Diskussion ermöglichte es 
dann, dass die Vorlage mit einigen Abänderungen und Er- 
eänzungen beinahe einstimmig gzutgeheissen wurde. Die haupt- 
sächlichsten Abänderungen "bestehen darin, dass die General- 
versammlung sich das Recht wahren wollte, die Wahl und 
Abberufung des Verwalters selbst vorzunehmen, ferner die 
Beschlussfähigrkeit nicht an eine bestimmte Zahl von Mitgliedern 
gebunden wissen wollte und grössere Auslagen für Neu- oder 
Umbauten bis zum Betrage von Fr. 7000.— unter das Referendum 
stellte. Eine Anfeindung erlitt der Wahlparagraph, in welchem 
eine Art freiwilliger Proporz vorgesehen war, während schon 
im ersten Entwurf das proporzionale Wahlverfahren nach dem 
System Basel (A.C.V.) aufgenommen war. Beinahe einstimmig 
fasste die Generalversammlung den Beschluss, diesen Wahl- 
modus in die neuen Statuten aufzunehmen mit dem dazu ge- 
hörenden Wahlreglement. Auch das beigelegte Geschäfts- 
ordnungsreglement für die Generalversammlung wurde zum 
Beschluss erhoben. 

Damit hat sich nun die K.G. Pratteln ein Statut gegeben, 
das den Behörden bedeutend melhır Freiheiten lässt, ihnen aber 
auch grössere Pflichten auferlegt und die Rechte der Mitglieder 
doch in keiner Weise kürzt. Die Zahl der Verwaltungsräte 
wurde von 7 auf 9 erhöht, der Generalvorstand ausgemerzt, um 
dieses hindernde Glied endlich aus dem Wege zu räumen. Die 
bisherigen noch verbleibenden zwei Mitglieder des Personal- 
vorstandes treten auf Beschluss der Versammlung bis zum 
Geschäftsschluss in den Verwaltungsrat über, nachdem der bis- 
herige Präsident, Herr P. Bircher, schon vor einiger Zeit seine 
Demission eingereicht hatte, 

Mit der Annahme dieser Statuten hoffen wir, werde wieder 
mehr Einigkeit einziehen in unsere so blühende und schöne 
Genossenschaft. Harte und schwere Stürme hat unser Ge- 
nossenschaftshaushalt in den zwanzig Jahren seines Bestehens 
durchgemacht, doch hat er sich jedesmal wieder erholt, hat die 
Mitglieder zu neuen Taten angespornt, gehärtet im Kampie 
ums Dasein und zum zwanzigsten Geburtstage sich selbst die 
Krone aufgesetzt. Diese neuen Statuten bedeuten einen Mark- 
stein in unserer Genossenschaftsgeschichte; nun kann sich die 
Genossenschaft noch freier und schöner entfalten als bis anhin, 


Rorschach. Das wichtigste Ereignis des Rechnungsiahres 
1916/17 ist die Uebernahme des Geschäftsbetriebes des Lebens- 
mittelvereins Goldach und Umgebung. Sie erfolgte auf den 
1. Oktober 1916. Diese Vergrösserung des Betriebes wirkte auf 
den Mitgliederbestand und den Umsatz sehr wohltätig ein. Die 
Mitgliederzahl vermehrte sich um 190. 457 Eintritten stehen 
267 Austritte gegenüber (165 wegen Wegzug oder Tod, 59 
wegen Ausschluss und 43 ohne bekannten Grund.). Der Umsatz 
beläuft sich auf Fr. 941,761.65 gegenüber Fr. 808,665.69 im Jahre 
1915/16. Auf die 6 Läden in Rorschach entfallen Fr. 634,129,59 
(Fr. 648,440,62 im Voriahre), auf den Laden in Staad Fr, 62,057.26 
(Fr. 58,009.26), auf die drei Läden in Goldach Fr. 102,491.42, 
auf den Laden in Untereggen Fr. 8612.45, auf den Schuhladen 
Fr. 48,068.83 (Fr. 42,320.77), auf den Fleischladen Fr. 55,452.15 
(Fr. 41,971.50). Am 30. Juni zählte die Genossenschaft 1937 
Mitglieder. 

Die gesamten Einnahmen mitEinschluss des letztjährigen Rein- 
überschusses von Fr. 53,351.17 belaufen sich auf Fr. 217,962.09, 
die Ausgaben auf Fr. 165,278.59. In den Ausgaben inbegriffen 
sind die Steuern: (Fr. 17,825.65), die Abschreibungen (Fr. 10,355) 
und die Reservestellungen (Fr. 2600.—). Der reine Ueberschuss 
in der Höhe von Fr. 52,683.50 dient ausschliesslich zur Ver- 
teilung an die Mitglieder (9% der eingetragenen Bezüge). In 
den 34 Jahren des Bestehens zahlte die Genossenschaft ins- 
gesamt Fr. 1,228,695.30 Rückvergütungen aus. 

Die Bilanz weist folgendes Bild auf: Kasse Fr. 8941.60, 
Mobilien Fr. 16,283.15, Maschinen Fr. 1830.—, Kontokorrent- 
guthaben Fr. 54,655.—, Wertschriften Fr. 212,497.35, Amorti- 
sationskonto Fr. 24,100.—, Warenvorräte Fr. 186,410.—, Liegen- 
schaften Fr. 398,241.67, Kreditoren Fr. 52,343.66, Ausstände für 
Revisoren Fr. 600.—, Reserve- und Tilgungsfionds Fr. 172,424.65, 
Baufonds Fr. 20,000.—, Unfallkasse Fr. 1833.85, Hypotheken 
Fr. 406,030.—, Amortisationskonto Fr. 24,100.—, Obligationen 
Fr. 100,000.—, Sparkasse Fr. 44,975.26, Obligo Fr. 21,700.—, 
Reinüberschuss Fr. 52,683.50. 


St. Gallen. Die Genossenschaitsbäckerei St. Gallen erzielte 
im Rechnungsjahre 1916/17 einen Umsatz von Fr. 159,560.61. 
Davon entfallen auf Brot Fr. 157,387.11 (Fr. 132,770.03 im Vor- 
jahre), auf Mehl Fr. 2041.95 und auf Schokolade Fr. 131.55. 
Die Brotproduktion betrug 269,752 kg gegenüber 263,724 kg im 
Voriahre, die Erzeugung von Bürli 42,907 Stück (55,240 Stück), 
von Schilt 1884 Stück (2288 Stück), der Verkauf von Eierzöpfen 
und Birnenbrot Fr. 374.50 (Fr. 511.20). Zu dieser Produktion 
waren 194,927 kg Mehl erforderlich. Die Mehlausbeute schwankt 
zwischen 139 und 143,7 und beträgt im Jahresdurchschnitt 
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140,6. Der Verlust, der sich aus der Vermittlung zu reduzierten 
Preisen ergibt, beläuft sich auf Fr. 643.71. Im zweiten Halb- 
jahre wurde ungefähr die Hälfte des ganzen Verkehrs zu redu- 
zierten Preisen erledigt. Der Reinüberschuss stellt sich auf 
Fr. 3604.82. Davon werden Fr. 1400.— auf Immobilien und 
Fr. 400.40 auf Mobilien abgeschrieben, Fr. 600.— dem Reserve- 
fonds zugewendet, Fr. 1200.— als Teuerungszulage zurück- 
gestellt und Fr. 4.42 auf neue Rechnung vorgetragen. Die Bilanz 
weist nach Verteilung des Reinüberschusses folgende Zusammen- 
setzung auf: Kasse Fr. 1257.77, Debitoren Fr. 2902.30, Immo- 
bilien Fr. 81,000.—, Mobilien Fr. 1800,—, Mehlvorrat Fr. 3630.45, 
Brotvorrat Fr. 876.12, Brennmaterialienvorrat Fr. 320.—, Schoko- 
ladevorrat Fr. 54.28, Brotkartenbestand Fr. 2339.32, Wert- 
schriften Fr. 360.—, Mietzinsguthaben Fr. 215.90, Hypotheken 
Fr. 59,000.—, Kreditoren Fr. 21,808.47, Darlehen Fr. 6420,—, 
Delkrederefonds Fr. 1400.,—, aufgerechnete Hypothekarzinsen 
Fr. 760.80, aufgerechnete Kapitalzinsen Fr. 215.—, aufgerechnete 
Schulsteuer Fr. 187.45, Teuerungszulage Fr. 1200.—, Reserve- 
fonds Fr. 1600.—, Brotkartenrückstellung Fr. 1000.—, Anteil- 
scheine Fr. 1210.—, Vortrag auf neue Rechnung Fr. 4.42. 
Die Zahl der Mitglieder belief sich auf 145, 136 Einzel- und 
9 Kollektivmitglieder. Angestellt waren 2 Bäcker, 3 Verträger 
und 1 Ausläufer. 


Tavannes. Die Verbandsgenossenschaft in Tavannes er- 
zielte im Jahre 1916/17 einen Umsatz von Fr. 362,116.07 oder 
Fr. 73,032.36 mehr als im Voriahre. Auf den Hauptladen in 
Tavannes entfallen Fr. 288,548.69 (Fr. 238,641.91 im Jahre 
1915/16), auf die Ablage im Unterdorf Fr. 40,748.04 (30,580.—) 
und auf die Ablage in Fuet Fr. 32,819.34 (Fr. 19,861.30). Die 
Mitgliederzahl nahm um 70 zu und stieg bis zum Schlusse des 
Rechnungsiahres auf 692, Der gesamte Warenverkehr ergibt 
einen Rohüberschuss von Fr. 59,996.96. Auf der anderen Seite 
betragen die Unkosten Fr. 40,368.69, so dass ein Reinüberschuss 
in der Höhe von Fr. 19,628.27 verbleibt. Von diesem Betrage 
fliessen Fr, 14,300.— (8%) den Mitgliedern als Rückvergütung 
wieder zu, Fr. 2500.— werden dem Reservefonds zugewiesen, 
Fr. 1000.— auf den Liegenschaften und Fr. 1628.27 auf den 
Mobilien abgeschrieben, der Rest von Fr. 200.— vergabt. 

Die Bilanz erzeigt, dass die Genossenschaft noch sehr 
an ihrer inneren Kräftigung arbeiten und deshalb bedeutend 
grössere Reservestellungen und Abschreibungen als bis anhin 
vornehmen muss, wenn sie wirklich allen Stürmen trotzen will, 
Der Reservefonds beläuft sich heute erst auf Fr. 13,500.—. Auch 
das Anteilscheinkapital ist mit Fr. 13,840.22 im Verhältnis zu 
den kleinen Reserven und den grossen fremden Mitteln der 
Genossenschaft recht unbedeutend. An Aktiven verzeichnet 
die Bilanz Fr. 708.50 Kassenbestand, Fr. 1755.15 Wertschriften, 
Fr. 2600.— Anteilscheine beim V.S.K., Fr. 110,958.50 Waren- 
vorräte, Fr. 2515.75 Mehlvorräte in der Bäckerei, Fr. 135.234.20 
Liegenschaften, Fr. 12,287.08 Mobilien, Fr. 8034.89 Debitoren; 
an Passiven Fr. 3085.50 Obligationen, Fr. 117,480.— Hypotheken, 
Fr. 24,623.50 Bankschulden, Fr. 4799.65 transitorische Zinsen 
und Fr. 91,285.20 Kreditoren, 


Turgi. Unsere ausserordentliche Generalversammlung vom 
21. April a. c. war verhältnismässig schlecht besucht, trotz den 
sehr wichtigen Traktanden, die zu verhandeln waren. Nur 117 
Genossenschafter haben der Einladung des Vorstandes Folge 
geleistet. 

Präsident Merk, Bezirksrichter, eröffnete um 2 Uhr die 
Versammlung mit einem Nachruf an den verstorbenen Rech- 
nungsrevisor A. Keller. 

Das Protokoll der letzten ordentlichen Generalversamm- 
lung vom 9. September 1917 wird nach Verlesen genehmigt. 

Ueber den Ankauf der Liegenschaft Baumann bei der 
Station Siggenthal-Würenlingen, wo unsere Genossenschaft seit 
14. Januar a.c. eine Filiale eröfinet hat, referieren der Präsident 
des Vorstandes, Herr P. Hitz, und Verwalter Schweizer, beide 
den Ankauf empfehlend.. Nach kurzer Diskussion wird der 
verlangte Kredit von Fr. 30,000.— genehmigt. Der Kaufpreis 
beträgt Fr. 28,000.—, Fr. 2000.— sind für Umbauten und Re- 
paraturen vorgesehen. Ueber das Kaufsobiekt wurde ebenialls 
vom Verbandsarchitekten Herrn Stadelmann ein Gutachten ein- 
geholt. Nebenbei bemerkt, prosperiert diese Filiale bis heute 
sehr gut, der Umsatz in drei Monaten beträgt Fr. 18,170,—. 

Aktuar Müri referiert hierauf über den zwischen Vorstand 
und Personal vereinbarten Tarifvertrag. Ohne Diskussion er- 
hält derselbe die gewünschte Genehmigung. 

Nach erläuternden Voten von Präsident Hitz wird die 
Kreierung einer ständigen Bureau-Aushilfe beschlossen, indem 
die Arbeit bei dem jetzigen Umsatz firr den Verwalter allein zu 
viel ist. In den ersten neun Monaten des laufenden Betriebs- 
jahres beträgt der Umsatz rund Fr. 421,000.— gegen Fr, 325,000 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Für das ganze Jahr 
rechnen wir mit einem Umsatz von Fr. 700,000.—. 

Als Revisor, am Platze des verstorbenen Herrn Keller, 
wurde gewählt Herr Franz Buggmann, Turgi. 


Nach knapp einer Stunde Tagung konnte die Versamm- 
lung geschlossen werden. Hoffen wir, dass die gefassten Be- 
schlüsse der Genossenschaft zu weiterem Gedeihen und Auf- 
stieg dienen werden. (Sch.) 


Uetikon. Die Konsumgenossenschaft Uetikon erzielte im 
Jahre 1916/17 einen Umsatz von Fr. 119,499.33 (Fr. 85,449,67 
im Vorjahre) in der Warenabteilung und von Fr. 40,914.05 
(Fr. 48,835.75) in der Molkerei, zusammen also von Franken 
160,413.38 (Fr. 134,285.42). Die Mitgliederzahl vermehrte sich 
um 1 auf 203. Es erfolgten 14 Eintritte und 13 Austritte, Die 
Einnahmen auf Betriebsrechnung sind folgende: Rohüberschuss 
der Warenabteilung Fr. 20,104.37, Rohüberschuss der Molkerei 
Fr. 0572.19, Mietzinse Fr. 1138.15, Kapitalzinse Fr. 743.95, Pack- 
materialverkauf Fr. 841.50, Bussen Fr. 72.—, verschiedene Ein- 
nahmen Fr. 586.69, die Ausgaben folgen: Unkosten der Waren- 
abteilung Fr. 12,903.46, der Molkerei Fr. 4211.10. Es ergibt sich 
also ein Reinüberschuss von Fr. 11,444.29. Davon erhalten die 
Mitglieder Fr. 6629.56 (7% von Fr. 94,708.05), Fr. 1500.— 
werden auf Baukonto, Fr. 145.09 auf Mobilien abgeschrieben, 
Fr. 1200.— dem Reserve- und Fr. 290.— dem Versicherungs- 
und Unterstützungsionds zugewiesen, Fr. 200.— für die Kriegs- 
steuer zurückgestellt, Fr. 1200.— dem Vorstand vergütet und 
Fr. 369.64 auf neue Rechnung vorgetragen. Die Bilanz setzt 
sich folgendermassen zusammen: Baukonto Fr. 51,500.—, Mo- 
bilien Fr. 1.—, Warenvorräte Fr. 35,600.—, Ausstände Franken 
2064.55, Guthaben beim V.S.K. Fr. 10,845.50, Guthaben bei 
Lieferanten Fr. 8.10, Wertschriften Fr. 9900.—, Barschait 
Fr. 1432.72, Hypotheken Fr. 50,000.—, Anteilscheine Fr, 34,775, 
Kaution des Verwalters Fr. 3000.—, Reservefonds Fr. 12,500.—, 
Versicherungs- und Unterstützungsfionds Fr. 1199,60, Rücklage 
für die Kriegssteuer Fr. 200,—, Milchmarken Fr. 1478.07, Ent- 
schädigung des Vorstandes Fr. 1200.—, Rückvergütung Franken 
6629.56, Vortrag auf neue Rechnung Fr. 369.64. 

Mit dem 1. Mai 1917 trat die Genossenschaft ihre Molkerei 
an die Milchproduzentengenossenschaft ab. 


Bibliographie 


Rud. Graber. Buchführung für kleinere Konsumvereine. 
(Verlag V.S.K., Basel.) Unter dieser Ueberschrift erschien 
vor einigen Jahren im Verlage des Verbands schweiz. Konsum- 
vereine eine Broschüre, vom Verbandskontrolleur Rud. Graber 
speziell ausgearbeitet für kleinere und auch mittlere Konsum- 
vereine. Das kleine Werk ist aus den Bedürfnissen der Praxis 
entstanden. Niemand konnte diese Arbeit besser übernehmen, 
als der Verfasser dieser Broschüre. Er steht Tag für Tag 
mitten in der Arbeit und kennt aus praktischer Anschauung die 
Bedürfnisse. So ist denn ein kleines Werk entstanden, das für 
Praktiker und Anfänger eine schätzenswerte Quelle zur Instruk- 
tion ist. Der ersten Auflage, welche relativ rasch vergriffen 
war, folgte eine zweite, erweiterte Auflage. Einzelne wichtige 
Geschäftsvorfälle, welche in der ersten Auflage nicht behandelt 
worden sind, wurden in dieser zweiten Auflage berücksichtigt. 
Die vor uns liegende Broschüre enthält nach Erklärung der 
ganzen Buchführung für kleinere Konsumvereine einen drei- 
monatlichen Geschäftsverkehr mit Abschluss- und Eröfinungs- 
posten. Der Anfänger wie der Praktiker findet darin gute 
Wegleitung und Auskunft. Wohl ist der Fall möglich, dass 
nicht alle vorkommenden Geschäftsangelegenheiten erschöpiend 
behandelt worden sind, aber so etwas kann in einer gedrängt 
und nur auf das wichtigste beschränkt ausgearbeiteten Bro- 
schüre nicht verlangt werden. Wer so etwas wünscht, der 
muss mehr opfern, und dann tut er gut, das Werk von Prof. 
Dr. J. Fr. Schär anzuschaffen. Unsere eigenen Wahrnehmungen 
haben uns jedoch die Ueberzeugung beigebracht, dass das kleine 
Werk von Rud. Graber den praktischen Bedürfnissen eines 


kleineren bis mittleren Konsumvereins vollauf entspricht. H. 


Inhalt der Nummer 18 vom 3. Mai 1918, 


Zukunitssorgen. — Vom Sparen. — Die Basler Wohn- 
genossenschaft. — Mehranbau durch die Städter. — Ein Kriegs- 
gewinn. — Einst und jetzt. — Gemüsebau im Kleingarten, — 
Aus dem Erfahrungsschatze der Hausfrauen. — Allerlei, — 
Feuilleton: Der Hunderter. Von Fritz Müller. 


Redaktionsschluss: 2. Mai 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


| Kreis Ib 


(Wallis). 


Einladung zur Frühjahrskonferenz 


« auf 
Dienstag, den 7. Mai 1918, vormittags 10 Uhr 40 
im „Hotel Viktoria“ in Brig. 


Traktanden: 
1. Appell. 
2. Protokoll der Herbstkonierenz. 
3. Jahresrechnung. 
4. Wahlen (Vorstand und Rechnungskommission). 
5, Jahresbericht und Rechnung V.S.K. Referent: 
Herr B. Jaeggi, Präsident der V.K. V.S.K. 
6. Mitteilungen über das Stempelgesetz, soweit es 


die Konsumvereine betrifft. Referent: Herr 
B. Jaeggi, Präsident der V.K. V.S.K. 
. Allgemeines. 


NS 


Gemeinsames Mittagessen im Hotel Viktoria. 
Den Teilnehmern von entfernteren Vereinen ist Ge- 
legenheit geboten, in Brig zu übernachten und am 
Montag den Markt in Glis zu besuchen. 


Brig, den 18. April 1918. 


Für den Kreisvorstand Illb, 
Der Präsident: A. Walther. Der Aktuar: L. Eggel. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Ordentl. Frühjahrskonferenz 
des Kreises Illa. 


Sonntag, den 5. Mai 1918, vormittags 10'/, Uhr 
im Hotel Volkshaus, Zeughausgasse, Bern. 


Tagesordnung: 

1. Appell. 

2. Protokoll. 

3. Jahresbericht des Kreispräsidenten. 

4. Bericht des Kreiskassiers und der Revisoren. 

5. Festsetzung des Jahresbeitrages pro 1918. 

6. Wahl des Kreisvorstandes für die nächsten zwei 
Jahre. 

7. Wahl der Revisoren pro 1918. 

8. Jahresbericht und Rechnung des V.S.K. pro 1917. 
(Referent: Herr Dr. ©. Schär.) 

9, Traktanden der Delegiertenversammlung V.S.K. 
in Genf. (Referent: Herr Dr. O. Schär.) 

10. Bestimmung des Ortes der nächsten Kreis- 
konferenz. 

11. Alltälliges. 


Angesichts der ausserordentlich schwierigen 
Zeiten ersuchen wir um recht zahlreiche Beteiligung. 
Bern, den 7. April 1918. 


Im Namen des Kreisvorstandes, 


Der Präsident: Der Sekretär: 
Fr. Tschamper. Weibel. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Kreis VII 


(St. Gallen, Thurgau, Appenzell) 


Einladung zur Frühjahrs -Konferen 


auf \ 


Sonntag, den 12. Mai 1918, vormittags 10 Uhr 
im „Hotel Schiff“ in Rorschach. 


Traktanden: 

. Appell. 

. Protokoll der Herbstkonierenz. 

. Jahresrechnung. 

. Wahlen (Vorstand und Rechnungskommission). 

. Jahresbericht und Rechnung des V.S.K. Referent: 
Herr Rohr. 

6. Die Mittelstandsbewegung und die Konsum- 
vereine. Referent: Herr Dr. Faucherre. 

7. Mitteilungen über das Stempelgesetz, soweit es 
die Konsumvereine betrifft. Referent: Herr Rohr. 

8. Allgemeines. 


am — 


Gemeinsames Mittagessen im Hotel Schiff. 
Herisau und Uzwil, den 14. April 1918. 


Für den Kreisvorstand VII, 


Der Präsident: J. Baumgartner, Herisau. 
Der Aktuar: G. Meier, Uzwil. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Einladung 


zur 


Frühlings-Konferenz ges IV. Kreises 


(Kantone Solothurn, Basel-Stadt und -Landschaft). 


Sonntag, den 5. Mai 1918, vormittags 9'/, Uhr 
im Bad Lostorf. 


Tagesordnung: 


1. Jahresbericht des Kreispräsidenten. 

2. Rechnungsablage des Kreiskassiers. 

3. Festsetzung des Jahresbeitrages. 

4. Wahl des Kreisvorstandes und der Rechnungs- 
revisoren. 

5. Rechenschaftsbericht des V.S.K. pro 1917. Reie- 
rent: Herr B. Jäggi. 

6. Behandlung der Traktanden der Delegiertenver- 
sammlung des V.S.K.: Referent Herr B. Jäggi. 

7. Bestimmung des nächsten Konferenzortes. 

S. Verschiedenes. 


Zu zahlreicher Beschickung einladend 


Für den Kreisvorstand, 
Der Präsident: Der Aktuar: 
O. Berger. F. Gschwind. 


ee pe A ET 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Kreis VI 


(Urkantone.) 


Einladung zur Frühlings-konferenz 


auf 


Sonntag, den 12. Mai 1918, vormittags 11 Uhr 
im „Hotei Schönegg“ in Goldau. 


Tagesordnung: 


1. Begrüssung und Appell. 

2. Wahl der Stimmenzähler. 

3. Verlesen des Protokolls der Konferenz vom 
4. November 1917 in Goldau. 

4. Bericht des Kreispräsidenten über die Tätigkeit 

des Vorstandes. 

Bericht des Kassiers und der Revisoren über die 

Jahresrechnung pro 1917. 

6. Festsetzung des Jahresbeitrages pro 1918. 

7. Wahlen: a) des Vorstandes; b) der Revisoren. 
8. Jahresbericht und Jahresrechnung des Verban- 
des pro 1917. Referent: Herr Dr. ©. Schär. 

9, Traktanden der Delegiertenversammlung des 
V.S.K. in Genf. Referent: Herr Dr. O. Schär. 

10. Bestimmung des Ortes der nächsten Kreis- 

konferenz. 
11. Anfragen und Anregungen aus dem Kreise der 
Mitglieder. 


on 


Gemeinschaftliches Mittagessen ä Fr. 3.— (olıne 
Wein). Anmeldungen mit genauer Angabe der Teil- 
nehmerzahl sind der Konsumgenossenschaft Goldau 
(Präsident: Herr Amstutz) bis spätestens Samstag, 
den 11. Mai einzureichen. 

Nach $ 10 der Kreisstatuten sind die Verhand- 
lungen insofern Öffentlich, als jedermann, der sich 
über die Mitgliedschaft bei einem der Kreisvereine 
ausweist, Zutritt hat. 


Luzern, den 14. April 1918. 


Für den Kreisvorstand, 


Der Aktuar: 
Ge. Huber. 


Der Präsident: 
Joseph Schmid. 


Verband schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 


Einladung zur Frühjahrskonferenz 
des X. Kreises 


(Kanton Tessin und Misoxtal.) 


Wir bringen Ihnen zur Kenntnis, dass unsere 
Frühjahrskonferenz am Sonntag den 12. Mai, vor- 
mittags 94; Uhr, in Locarno, im Saal der Birraria 
Nazionale stattfinden wird. 


Traktanden: 


| 
i 
| 
| 
| 
| 
| 
| l. Protokoll der letzten Generalversammlung. 

2. Bericht des Kreispräsidenten. 
| 3. Bericht des Vertreters des V.S.K. 
4. Jahresbericht und Rechnung des V.S.K. pro 1917 
| und Diskussion über die Traktanden der General- 
versammlung in Genf. 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
I} 
| 
| 
| 
| 


SD 


. Revision des Kreisreglements. 
6. Bestimmung des Ortes für die nächste Konferenz. 
7. Allfälliges. 


Wir rechnen auf zahlreiches Erscheinen und 
hoffen, Sie in Locarno begrüssen zu können. 
Chiasso, den 2. Mai 1918. 
Im Namen des Kreisvorstandes, 


Der Präsident: 
G.B. Casali. 


Der Sekretär: 
S. Adamina. 


NB. Nach der Versammlung wird ein gemein- 
sames Mittagessen stattfinden. Die Brot- und Fett- 
karte nicht vergessen! 


An die tit. Verwallungen der Konsumvereine 


richten wir die höfliche Bitte, bei Bedarf 
von Arbeitskräften die Angebote auf dem 
„Genossenschaftlichen Arbeitsmarkt“ 
bestens zu berücksichtigen. 


Die Verwaltungskommission des V.S.K. Basel 


Rakao Union 


hat in jeder sparsamen Küche einen Ehrenplab, 
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